
480

ferner Nr. 15 des Verzeichnisses:
„Spezial-Etat für die Verwaltung der niederen volkswirthschaftlichcuSchulen, sowie
für die Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicheuZwecke",

ferner Nr. 16:
„Spezial-Etat über die Verwaltung des Rittergutes Desdorf",

dann Nr. 56:
„Spezial-Etat der Verwaltung des Landarmenwcscus der Rhciuprovinz",

weiter Nr. 57:
„Spezial-Etat der Staatsnebenfonds",

Nr. 58:
„Spezial-Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrloster Kinder".

Nr. 65:
„Spezial-Etat des Landarmenhauses zu Trier",

endlich Nr. 73:
»Spezial-Etat über Unterstützung milder Stiftungen, Nettungs-, Idioten- und
anderer Wohlthätigkeitsanstaltcn".

Was wir von diesen Gegenständen morgen nicht erledigen, lassen wir dann auf die
übermorgige Tagesordnung übergehen.

Ich habe Ihnen noch die kleine geschäftliche Mittheilung zu machen, daß die Sitzung
der Commission für die Thalspcrre nicht am Dienstag um 12 Uhr, fundcrn am Mittwoch um
10 Uhr stattfinden wird.

Ferner sind die Herren Abgeordneten des RegierungsbezirksDüsseldorf eingeladen, nach
Schluß dieser Sitzung in: Foyer rechts zur Entgegennahme von Mittheilungen des Herrn
Abgeordneten Dietze sich zn versammeln.

Weiteres liegt nicht vor. Die Tagesordnung steht fest. Ich schließedie Sitzung.

(Schluß 2 Uhr 50 Minuten.)

Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, an: Freitag den 5. Dezember 1890.

Beginn 12 Uhr Mittags.

Tagesordnung:
I, Eingänge.
2. Neuwahl für die ausscheidenden Mitglieder des Provinzialausschussesund deren Stellvertreter.
3. Ausgabe-Etat der RheinischenProvinzial-Feuer-Societät für die Etatsjahre vom 1. Iauuar

bis 31. Dezember 1891 und vom 1. Januar bis 31. Dezember 1892 Nr. 13 und ?6
der Drucksachen. Berichterstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter Becker.



4. Ausgabe-Etat der Landcsbank der Nheinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis
31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 14 und ?? der Druck¬
sachen. Berichterstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter Dietze.

5. Spezial-Etat für die Verwaltung der niederen landwirtschaftlichen Schulen sowie für die
Unterstützuug sonstiger landwirtschaftlicher Zweckefür die Etatsjahre vom 1. April 1891
bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 15 und 78 der
Drucksachen. Berichterstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter Lieven.

6. Spezial-Etat über die Verwaltung des Rittergutes Desdurf für die Etatsjahre vom 1. April
1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 16 und 79
der Drucksachen. Berichterstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter Graf Beisfel
von Gymnich. Berichterstatter der Fachcummissiou: Abgeordneter Kunz.

7. Spezial-Etat der Verwaltung des Landarmenwescns der Rheinprovinz für die Etatsjahre
vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom I. April 1892 bis 31. März 1893.
Nr. 24 und 75 der Drucksachen. Berichterstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter
Ncls. Berichterstatter der Fachcummission:Abgeordneter Laeis.

8. Spezial-Etat der Staats-Nebenfonds für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31. März
1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 25 und 80 der Drucksachen.
Berichterstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter Nels. Berichterstatter der Fach¬
commission: Abgeordneter Eisenlohr.

9. Spezial-Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrloster Kinder in Gcmäßheit des
Gesetzes vom 13. März 1878 für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31. März 1892
uud vom 1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 26 und' 81 der Drucksachen. Bericht¬
erstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter Reinhard. Berichterstatter der Fach¬
commission: Abgeordneter Cunzc,

!N. Spezial-Etat des Landarincnhauses zu Trier für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis
31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 28 und 82 der Druck-
sacheu. Berichterstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter Nels. Berichterstatter der
Fachcommission:Abgeordneter Laeis.

11. Spezial-Etat über die Unterstützung milder Stiftungen, Rcttungs-, Idioten- und anderer
Wohllhätigicitsanstalten für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31. März 1892, und
vom 1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 36 und 83 der Drucksachen. Bericht¬
erstatter des Provinzialausschusses: AbgeordneterAdams. Berichterstatter der Fachcommission:
Abgeurdueter Eisenlohr.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll führt
3u meiner Rechten Herr Abgeordneter Vroich, die Rednerliste zu meiner Linken Herr Abgeordneter
Wallraf. Es hat sich für heute entschuldigt Herr Abgeordneter Oberbürgermeister Pelzer
""gen dringender Geschäfte in der Heimath. Für morgen wünscht beurlaubt zu fein Herr
abgeordneter Lucg, Herr Abgeordneter Freiherr von Wnlffen und Herr Abgeordneter Claessen
Wenfalls wegen dringender Geschäfte.

Es ist mir zugegangen ein Schreiben des Herrn Abgeordneten Schleß, worin er anzeigt,
baß er bereit fei, die in der Sitzung des Provinziallandtages vom 2. d. Mts. auf ihn gefallene
Wahl als Mitglied des Provinzialausschusses auf die Dauer der Wahlperiode von 1888—1894
""zunehmen.

«1
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Der Gegenstand der uns zunächst beschäftigen wird, ist die Neuwahl für die aus'
scheidenden Mitglieder des Provinzialausschusses und deren Stellvertreter. Ich bitte den Herrn
Schriftführer Wallraf die W. 45 bis 49 der Provinzialordnung. diesen Gegenstand betreffend,
zu verlesen.

Schriftführer Abgeordneter Wallraf:

8. 45.
Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheitendes Provinzialverbandcs wird ein

Provinzialausschuß bestellt.
8-46.

Der Provinzialausschuß besteht aus einem Vorsitzendenund einer durch das Provinzial-
statut festzusetzenden Zahl von mindestens sieben bis höchstensdreizehn Mitgliedern.

Außerdem ist der Landesdirektor von Amtswegen Mitglied des Provinzialausfchusses.

8-47.

Der Vorsitzende, die Mitglieder des Provinzialausschusses und aus der Zahl der
Letzterendie Stellvertreter des Vorsitzendenwerden vou dem Provinziallandtage gewählt. Für
die Mitglieder ist in gleicherWeise eine mindestens der Hälfte derfelben gleichkommende Zahl
von Stellvertretern zu wählen.

Die Zahl der Stellvertreter, fowie die Reihenfolge, in welcher diefelben einzuberufen
sind, wird durch das Proviuzialstatut bestimmt.

Wählbar ist jeder zum Provinziallandtage wählbare Angehörige des Deutschen
Reichs. (§. 17.)

Von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind der Ober-Präsident, die Regierungs-Präsidenten,
sowie sämmtlicheProvinzialbeamtc.

Der Landesdirektor kann zum Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden des
Provinzialausschussesnicht gewählt werden.

§. 48.
Die Wahl des Vorsitzenden,der Mitglieder des Provinzialausschusses und deren Stell¬

vertreter erfolgt/auf fechs Jahre.
Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung mit dem gänzlichen

oder zeitweifenAufhören einer der für die Wählbarkeit vorgeschriebenen Bedingungen.
Der Provinzialausschuß hat darüber zu beschließen,ob einer dieser Fälle eingetreten

ist. Gegen den Beschluß des Provinzialausschusses findet nach Maßgabe des §. 24 die Klage
bei dem Ober-Verwaltungsgerichte statt.

8- 49.
Alle drei Jahre scheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder und Stellvertreter aus

und wird durch neue Wahlen ersetzt. Die Ausscheidendenbleiben jedoch in allen Fällen bis
zur Einführung der neu Gewählten in Thätigkeit.

Ist die Zahl der gewählten Mitglieder beziehungsweiseStellvertreter nicht durch
theilbar, so scheidet das erste Mal die nächst größere Zahl aus.

Die das erste Mal Ausscheidendenwerden durch das Loos bestimmt. Die Aus¬
scheidenden sind wieder wählbar.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Meine Herren! Ich möchte zu diesem Gegen¬
stand noch darauf aufmerksam macheu, daß nach §. 11 des Wahlreglements zur Provinzial-
ordnung Wahlen, welche auf dem Provinziallandtag selbst vorzunehmen sind, auch durch
Acclamatiou stattfinden können, sofern sich kein Widerspruch dagegen erhebt. Die Herren
werden sich entsinnen, daß in einer der letzten Sitzungen des Landtages durch das Loos aus
dem Provinzialausschuß ausgeschiedensind als Mitglieder Herr Major Schmidt von Schwind,
Herr Fabrikant Nels. Herr Geheimer Iustizrath Adams, Herr Gutsbesitzer Reinhard, Herr
Oberbürgermeister Becker, Herr Bürgermeister Eich und Herr Gutsbesitzer Lieven, und als
deren Stellvertreter Herr Geheimer Commerzienrath Noch, Herr Gutsbesitzer Rautenstrauch,
Herr Direktor Kleiu, Herr Gutsbesitzer Peters, Herr Commerzienrath Hcuser, Herr Commerzien¬
rath Andreac und Herr GutsbesitzerMclchers. Wir werden also nunmehr für diese Mitglieder
und stellvertretendeMitglieder des Provinzialausschusses neue Wahlen zn thätigen haben. Der
Herr Abgeordnete Friederichs hat das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Bei der knappen Zeit, die uus verbleibt
für die noch reichliche Anzahl von anderen Vorlagen und Arbeiten, möchte ich mir gestatten,
Ihnen vorzuschlagen,die Wiederwahl durch Acclamation zu vollziehen. Es wird,'wie ich sehe,
von keiner Seite etwas dagegen eingewendet. So beantrage ich denn, die Herren Schmidt von
Schwind, Nels, Adams, Reinhard. Becker, Eich und Lieven als Mitglieder des Provinzial¬
ausschusses durch Acclamation wieder zu wählen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Die Acclamationswahl ist statthaft, wenn von
keiner Seite Widerspruch erfolgt. Das ist nicht der Fall. Ich darf daher wohl cunstatiren,
daß das Haus die Wahl der eben von dem Herrn Friederichs genannten Herren voll¬
zogen hat.

Ich protlamire demnach die Herren Schmidt von Schwind, Nels, Adams, Reinhard,
Becker, Eich und Lieven als vom Provinziallandtag für den Provinzialausschuß auf die nächste
Periode von 6 Jahren gewählte Mitglieder.

Ich ertheile dem Herrn Abgeordneten Friederichs weiter das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Durch den Erfolg ermuthigt. meine Herren, gestatte ich

mir, auch die Wiederwahl durch Acclamation der Stellvertreter Herren Boch, Rautenstrauch,
Klein, Peters, Heuser, Andreae und Melchers zu beantragen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Auch hier erfolgt gegen die Acclamationkein Wider¬
spruch und ich stelle daher fest, daß das hohe Haus die eben verlesenen Herren als stellvertretendeMit¬
glieder des Provinzialausschusses auf die Dauer von 6 Jahren gewählt hat. Die gewähltenHerren
sind zum großen Theil hier im Hause anwesend. Ich will sie der Reihe nach ausrufen, um
darnach die Erklärung entgegenzuuehmen,ob sie die Wahl annehmen.

Herr Abgeordneter Schmidt von Schwind, nehmen Sie die Wahl an?
Abgeordneter Schmidt vou Schwind: Ich nehme die Wahl an.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr AbgeordneterAdams ist nicht hier. Ich

werde mit ihm in Korrespondenz treten.
Herr Abgeordneter Reinhard, nehmen Sie die Wahl an?
Abgeordneter Reinhard: Ich nehme die Wahl an.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Becker?
Abgeordneter Becker: Ich nehme die Wahl an.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Eich!/

61»
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Abgeordneter Eich: Ich nehme die Wahl mit Freuden lltt.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Lieven?
Abgeordneter Lieven: Ich nehme die Wahl an.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Sodann als stellvertretende Mitglieder rufe

ich auf die Herren Abgeordneter Boch?
Abgeordneter Boch: Ich nehme die Wahl an.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Nantenstrauch ist nicht

hier, er ist für heute beurlaubt. Ich werde mit ihm darüber korresvondiren. Herr Abge-
neter Klein?

Abgeordneter Klein: Ich nehme die Wahl an.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Peters?
Abgeordneter Peters: Ich nehme die Wahl an.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Heuser?
Abgeordneter Heuser: Ich uehme die Wahl an.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Andreae?
Abgeordneter Andreae: Ich nehme die Wahl mit Freuden an.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Mclchers?
Abgeordneter Mclchers: Ich nehme die Wahl an.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Damit wäre dieser Gegenstand erledigt. Wir

haben weiter zu verhandeln nnter Nr. 3 der Tagesordnung:
„Den Ausgabe-Etat der RheinischenProvinzial-Fener-Societät für die Etatsjahre
vom 1. Januar bis 31. Dezember 1891 und vom 1. Januar bis 31. Dezember
1892."

Berichterstatter des Provinzialausschuffes ist Herr Abgeordneter Becker, dem ich das
Wort ertheile.

BerichterstatterAbgeordneterBecker: Meine Herren! Der Ausgabe-Etat der Provinzial-
Feuer-Societat, wie er hier vorliegt, enthalt einige Aenderungen gegen den früheren Etat,
auf deren Begründung sich wohl im Wesentlichenmein Bericht zn beschränken haben wird.

In erster Linie sind da vorgesehen die Wohnnngsgcldzufchüfsefür die Beamten, welche
Sie ja noch durch das Ihncu bereits vorgelegte Reglement über die Befoldung der Beamten
zu genehmigenhaben werden. Hier erfolgt die Bewilligung uuter der Voraussetzung, daß diefcs
Reglement die Genchmignng des Landtages finden wird. Dann sind, weil die Anzahl der
Diätare bei der Provinzial-Fener-Societät verhältnißmäßig sehr groß war, und darunter auch
laugjährige Diätare sich befunden haben, eine Reihe von Diütaren zn Vüreauafsistenten gemacht
worden, resp, zu etatsmäßigen Kanzlisten. Dagegen sind einige Assistenten, die langjährige
Assistentenwaren, zu Sekretären gemacht worden und so finden Sie unter den Positionen ?,
8 und 9 Verschiebungenderart, daß 3 Assistenten zu Sekretären gemacht sind, dafür andere
Diätare zu Bürcanassistcnten und endlich ein bisheriger Sekretär, der aber thatsächlich säM
Kanzlciuorsteherwar — unter Nr. 9 Seite 4 der Ausgabe — zum Kanzleivorsteher gemacht
wurde; und schließlichfinden Sie unter Nr. 10 die beiden neuen Kanzlisten, die bisher «us
dem Diätenfonds besoldet wurden. Es haben sich dadurch Verschiebungenin den Gehältern
herausgestellt, welche Sie in der Kolonne „Mehr oder Weniger" in einzelnen Zahlen zum Aus¬
druck gebracht sehen. Ich mochte sie. da Ihnen Allen der Etat vorliegt, hier nicht besonders
wiederholen Dann sind außer den Wuhnungsgeldzufchüssen.die auch auf Seite 4 bei den
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technischen Beamten der Provinzial-Feuer-Societät sich wiederholen, sonstige Aenderungen von
Erheblichkeit im Etat nicht vorgesehen. Nur bei Nr. VII ist die Prämie für vorzugsweise
wirksame Löschhülfe und zur Verbesserung der Löschhülfeeinrichtungenvou bisher 40 000 M.
auf 60000 M. erhöht, weil sich ein Bedürfniß zur Erhöhung dieser Summe nach den bis¬
herigen praktischen Erfahrungen ergeben hat, und in der That die Verbefferuugeu der Fcuer-
löfcheinrichtungenim eigenen Interesse der Provinzial-Feuer-Societät liegen dürften»

Das sind meines Wissens die wesentlichstenAenderungen in dem bisherigen Etat,
den ich deshalb in unveränderter Form Namens der I. FachcommissionIhnen zur Annahme
empfehlen möchte.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Abgeordnete von Grand-Rh hat das
Wort. Zu welchemEtat-Titel möchtenSie sprechen?

Abgeordneter von Grand-Ny: Ich möchte zu Titel VII sprechen oder zunächst zur
Geschäftsordnung.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Sie haben das Wort zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter von Grand-Ny: Ich glaube, daß ich wohl berechtigt bin, bei diesem

Etat, der allerdings als ein Ausgabe-Etat sich charakterisirt, auch zurückzukommen auf den Etat
der Provinzial-Feuer-Societät überhaupt und auf den Bericht, der damit im Zusammenhang steht.
Eventuell würde eine folche Möglichkeitbeim HauptMat sein, ich glaube aber, daß es der Sache
nach besser wäre, wenn sogleich hier diejenigen Bemerkungen gemacht werden könnten, die sich
auf die Modifizirung des Haupt-Etats beziehen. Ist der Herr Präsident damit einverstanden,so
würde ich bitten, zu Titel VII oder jetzt beim Eingang die Sache behandeln zu dürfen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich bin geneigt, diesem Wunschezu entsprechen,
und gebe dem Herrn Redner nunmehr das Wort, um diejenigen auf die Feuer-Societät bezüglichen
Gegenständezu besprechen, die sonst bei dem betreffenden Verwaltungsberichtzu behandeln wären.

Abgeordnetervon Grand-Ny: MeineHerren! Ich möchte in Bezug auf den Etat der
Provinzial-Feuer-Societät, namentlich in Bezug auf die Verwendung der Ueberschüsse um eine
Aufklärung bitten. Nach dein Reglement, welches vom hohen Landtage beschlossenworden ist, ist
die Verwendung der Uebelschüsse aus dem Reservefonds in dreifacherWeife möglich: sie können
uach Beschlußdes Prouinzialausschussesdem Reservefondsweiter zugefügt werden, oder es kann
ein Theil der Ueberfchüsse den Versichertenzurückgewährt werden. Das liegt in der Eompetenz
des Ausschusses. Nuu hat sich in diesemJahre ein Ueberschuß an Zinsen aus dem Reservefonds
ergeben, den Sie in dem Haupt-Etat unter Titel V ? in der Summe von 30 000 M, wiederfinden.Die
dritte Verwendung, die ich hier noch nicht berührt habe, besteht darin, daß dem Provinzialland-
tllge für gemeinnützige,zugleich die Interessen der Societät fördernde Zwecke die Ueberfchüsse zur
Verfügung gestellt werden können. Nun finden sich diese Ueberschüsseunter Nr, ? in der Form
aufgeführt, daß es dort heißt: „zur Verwendung aus den Ueberfchüssen des Reservefonds der
Provinzial-Feuer-Societät für gemeinnützige,zugleich die Interessen der Societät fördernde Zwecke
auf Beschluß des Provinzialausschusses". Meiner Auffassungnach, die ich prinzipiell in Bezug
auf diese Summe habe, ist der Beschluß des Prouinziallandtages die nothwendigeVoraussetzung
der Verwendung, ich glaube, man müßte mindestens den Vorschlag machen, in welcherForm
diese Ueberfchüsse zu verwenden sein würden, wenn man darauf besteht, diesen dritten Zweck im
Auge zu behalten, ich bin aber, meine Herren, doch der Meinung, daß es zunächst das Recht der
betreffendenInteressenten ist — die Provinzial-Feuer-Societät bildet doch einen Interessentenkreis
— wenn Ueberschüssevorhanden sind und nicht besondereGründe dagegen sprechen, diese Ueber-
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schüssezur Herabminderung der Prämien zu verwerthen, vor allen Dingen deshalb auch, weil die
Provinzial-Feuer-Societät in anerkennenswertherWeise sich ihrerseits in ihrer Versicherung der
minder Begüterten annimmt und daraus zu folgern ist, daß in der That nun auch weiter für
diese ärmeren Leute einzutreten ist, indem man ihnen, wenn es irgend möglich ist, die Tragung
der Prämien erleichtert. Es ist die Verwendung der Prämien-Ueberschüssezur Erleichterung der
Prämien auch in dem früheren Statut, in der früheren Auffassungdes Wirkens der Provinzial-
Feuer-Societät in erster Reihe gestellt, ich darf mich in dieser Beziehung auf 8. 34 und 35 des
alten Statuts hier beziehen,wonach es heißt: „dem Beschlusse des Provinzial-Verwaltungsrathes
bleibt es indessen vorbehalten, einen Theil derselbenauck zu den in dein folgenden Alinea vor¬
gesehenenRückerstattungen zu verwenden. Der Provinziallandtag — auch hier wird der
Provinziallandtag als solcher genannt, welcher darüber zu entscheiden hat — hat das Recht, über
diese Zinsen auch zu anderen Zwecken im Interesse der Societät ausuahmsweise zu verfügen."

Ich meine, meine Herren, aus diefer Bestimmung des alten Statutes und aus der
Bestimmung des neuen Statutes geht doch zweifellos hervor, daß in erster Reihe die Verwendung
zur Erleichterung der Prämien ins Auge zu fassen ist, und daß ferner, wenn man dazu übergebt,
Ausgaben zu machen, die die Zwecke der Societät fördern, der Provinziallandtag seinerseits
berechtigtist, diese Feststellung zu machen, und daß der Provinzialausschuß nur die geschäfts-
ordnungsmätzigenVorschlägefür diefe Verwendung zu machen hat. Meine Herren! Das würde
beim Haupt-Etat erst zum Austrag zu bringen sein, ich gebe es der ersten Fachcommissionnur
zur Erwägung, diese 30 000 M. nicht zu verwenden für Societätszweckeund in den Etat einzu¬
stellen, sondern zur Erleichterung der Prämien und zwar in der Form, daß dieser Fonds zunächst
für diesen Zweck zurückgestelltund angesammelt werde. Es ist auch, meine Herren, keine unge¬
wöhnlicheForm, denn ich mache darauf aufmerkfam, daß bezüglichdes Dispositionsfonds von
40 000 M. in dem vorigen Landtage der Provinzialausschuß ausdrücklichdem Provinziallandtage
empfohlen hatte, über den Bestand des Fonds in dem Landtage nicht zu verfügen, um dem
nächsten Landtage eine größere Summe zur Disposition zu stellen, die auch in dem betreffenden
Etat zur Geltung kommt. Also, meine Herren, der Vorgang ist nicht ein ungewöhnlicher. Ich
glaube auch, daß die Erwägung selbst ihre volle Berechtigung hat in der früheren Auffassung des
Wirkens der Provinzial-Feuer-Societät und eine volle Berechtigung in dem Recht der Interessenten,
zunächst aus den Ueberschüssen bedacht zu werden. Das, meine Herren, wollte ich mit Rück¬
sicht auf diesen Puutt bemerken, ich behalte mir vor, beim Haupt-Etat eventuell einen Antrag
zu stellen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr
von Solemacher.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Meine Herren! Ich constatire zunächst,
daß der Herr Abgeordnete von Grand-Ry gar nicht zum Ausgabe-Etat der Provinzial-Feuer-
Societät gesprochen hat, sondern zu Titel V der Einnahmen des Haupt-Etats resp, der
entsprechenden Verwendung, nachdemihm aber das Wort in der Sache gegeben war, darf ich
ihm wohl auf der betretenen Bahn folgen. Zunächst, meine Herren, ist es ein faktischer Irrthum
des Herrn von Grand-Nv, wenn er glaubt, es seien Ueberschüsse vorhanden; er hat gesagt, es
hätten sich Ueberschüsse ergeben, welche mit 30 000 M. in den Etat eingestelltseien.- das ist noch
in keiner Weise der Fall, sondern der Reservefonds muß zunächst den 1'/-fachen Betrag der
Iahresprämie erreichen, und den hat er noch nicht erreicht. Wir sind aber augenblicklich im
Dezember, und die Geschäftsresultatedes laufenden Jahres sind derart, daß, wenn nicht in den
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nächsten14 Tagen oder 3 Wochen ganz besondere Unglücksfällepasfircn, dann der Fall wohl
eintreten wird, daß der Reservefonds den l'/s fachen Betrag der Iahresprämie erreicht; genau
läßt sich das nicht übersehen, weil ja nicht eine Summe fixirt ist. Wir wissen ja noch nicht
genau, wie hoch die Iahresvrämie sich belaufen wird und auch nicht genau, wie der Abschluß
sich nachher stellt. Nur für den Fall — es ist also hier ganz fakultativ —, daß wirklich sich
Ueberschüsse ergeben, hat man dann in den Haupt-Etat die Summe von 30 000 M. eingesetzt,
je für die nächsten2 Etatsjahre.

Meine Herren! Dann hat der Herr Abgeordnete von Grand-Ny sich auf das alte
Reglement berufen. Er hätte sich vielleicht auf ein uraltes berufen können. Das fcheint mir
doch nicht das punotuni «aliens zu sein, sondern es handelt sich hier darum, zu verfahren nach
dem neuen, nach dem bestehenden Reglement, und das bestehende Reglement sagt im §. 22: die
Zinsen des Reservefonds werden, soweit dieselben nicht zur Deckung der laufenden Allsgaben
erforderlichsind, dem Reservefondszugeschlagen. Hat der Reservefondsdie Höhe der 1'/^ fachen
Jahresbeiträge erreicht — also es muß zunächst einmal constatirt werden, ob er das erreicht
haben wird, was bei dem Finalabschluh erst klar gestelltwerden kann — dann können die sich
ergebendenAbschlüsse nach den näheren Bestimmungen des Provinzialausschusses— es ist hier
ausdrücklichdie Entscheidungin die Hände des Provinzialausschussesgelegt — dem Reservefonds
weiter zugefügt oder ein Theil derselben den Versicherten zurückgewährt oder dem Prouinzial-
landtag zur Verfügung gestellt werden. Ja, meine Herren, nehmen Sie es mir nicht übel, aber
vorläufig zerbricht sich Herr von Grand-Ry unsere Köpfe. Wenn der Fall eingetreten sein wird,
wenn faktisch Ueberfchüsse da sein werden, dann wird der Provinzialausschuß in gewissenhafte
Erwägung darüber eintreten, was nun mit diesen Überschüssenzu geschehen hat, und sich dabei
ganz genau an die Bestimmung des §. 22 halten, also zunächst sich fragen, ob es zweckmäßig ist,
daß noch ferner dem Reservefondsweiter zugefügt wird, oder ob ein Theil zurückgewährtwerde,
oder ob ein Theil für die Societätszweckezur Verfügung gestelltwird. Um diesen letzten Fall
überhaupt nur ausführen zu können, hat man eben jetzt die Summe von 30 000 M. vorläufig
in den Etat fo eingestellt;wie die Summe in Wirklichkeit sich stellen wird, wird sich ja überhaupt
erst später ergeben; also eine Beschlußfassungdarüber ist noch nicht in Aussicht genommen.
Meine Herren! Eventuell würde also dem Landtage vorzuschlagen sein, falls die Ueberfchüsse fo
bedeutende sind, daß man dann auch einen Theil für solche Zweckeverwenden kann. Unter
diesen Zwecken ist namentlichgedacht, Wasserleitungund sonstige Meliorationen in den Gemeinden,
welche die Societätszweckefördern. Alfo wenn beispielsweiseeine Gemeinde kommt und sagt:
wenn ihr mir den und den Zuschuß gebt, dann werde ich mit so und so viel Millionen Mark
Versicherungbei euch eintreten, so ist das unbedingt etwas, was die Zwecke der Societät fördert,
und das würde dann event, berücksichtigt werden; aber ich räume allerdings ein — das erlaube
ich mir auszusprechen— daß ich die Bestimmungen des Statuts dahin aufgefaßt habe, und die
Mitglieder des Provinzialausfchussesauch, daß dein Landtage eine Summe zur Verfügung gestellt
wird — vorläufig stellen wir die Summe von 30 000 M. zur Verfügung — aber der Landtag
deligirt wiederum auf den Ausfchuh, wie er die Summe im Detail verwendet. Wenn der Land¬
tag die Sache anders versteht und sagt, es soll erst im nächsten Landtage gesagt werden: so und
so kann sie für die Zwecke zur Disposition gestellt werden, und er will selbst die Detail-Vertheilung
vornehmen, — das ist eine Sache der Auffassung. Wenn die Majorität des Landtages dafür
ist, dann würde das ja nur beschlossenzu werden brauchen; jedenfalls wird sich der Ausschuß
nicht für berechtigthalten, dann über mehr als 30 000 M. zu verfügen, auch felbst wenn die
Ueberschüssebedeutendhöhere sind, die er dem Landtag zur Verfügung stellen kann.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete von Gmnd-Ry-
Abgeordneter von Grand-Ry: Es handelt sich doch um einen Ansgabe-Titel. Ich

habe mich besonders darauf bezogen, daß die 30000 M. als Ausgabe im Haupt-Etat ein¬
gestellt siud. Dann giebt der verehrte Vorredner zu. daß diese 30 000 M. eingestellt sind
mit Rücksicht auf die Uebcrschüsse,die aus dem Reservefonds der Provinzial-Feucr-Societät
erwachsen. Hiermit ist aber doch offenbar auch weiter gegeben, daß, wenn derartige Ueberschüsse,
sei es voraussichtlichoder ganz bestimmt eintreten, dieselben nach dem Statut der Provinzial-
Fcuer-Sucietät selbst behaudelt werden müsse». Ich weiß in der That nun nicht, was der Herr
Vorredner damit im Auge hat, daß er nun diese Ueberschüsse wieder in Frage stellt. Sie
können nur unter der Voraussetzung, daß sie überhaupt eintreten, in der einen oder anderen
Form in den Etat eingestellt werden.

Abgeordneter Freiherr von So lem acher: Nicht in den Etat, über welchen w«
verhandeln!

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich bitte den Herrn Reduer nicht zu
unterbrechen.

Abgeordneter von Grand-Ry: Die Herren haben, wie ich wiederhole, die Positionen
in den Haupt-Etat aufgenommen. Der Haupt-Etat resultirt hier in dieser Position aus dem
Etat der Provinzial-Feucr-Societät insofern, als es sich um die Uebcrschüsse des Reservefonds
der Provinzial-Feuer-Societät handelt uud nun bin ich allerdings der Meinung, und bleibe
dabei, daß das nächste Interesse der Feuer-Societät ist, daß die Interessenten selbst eine Er¬
mäßigung haben, aus den Grüudcn, die ich augeführt habe. Ich möchte nebenbei noch bemerken,
daß die Zinserträge an sich schon eine Bcnachtheiligung dadurch erfahren haben, daß eine andere
Form der jetzigenVerzinsung eingetreten ist. Ich bleibe also dabei, daß diese 30 000 M, ein¬
gestellt sind, weil die Ansicht vorhanden und begründet ist, daß die Ueberschüsse des Reserve¬
fonds nach §. 22 des Statuts es ermöglichen, daß, wenn Sie belieben, diese Einstellung zu
genehmigen, es dann wünschenswert!),oder nach dem Statut nothwendige Voraussetzung ist,
daß dann der Provinziallandtag über diese einzelnenZwecke bestimmt. Wenn auch das alte
Statut nicht mehr gilt, so ist gerade diese Bestimmung dem alten Statut entsprechend eingestellt-

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Landcsdirektur.
LandesdirektorKlein: Herr Abgeordneter von Grand-Ny will ebenso wie der Herr

Vorsitzende des Prouinzialausschussesdas Interesse der Versichertenwahren; in diesem Punkte
sind beide Herren einig. Es fragt sich nur: wie werden die Interessen der Versichertenund der
Societät am besten gewahrt;, indem Sie entweder die 30 000 M. nach Vorschlag des Herr"
von Grand-Ry den Versicherten rückgewähren,oder aber, wie der Provinzialausschuß vorschlagt
für gemeinnützigeZweckeder Societät verwenden? Unter diesen Verwendungszweckenhat der
Ausschuß in erster Linie sich gedacht, daß er den Ortschaften auf der Höhe der Eifel, des West«-
waldes oder des Hunsrückens, die an Wassernoth leiden, und von woher fortwährend Anträge
auf Abhülfe kommen, durch Gewährung von Beihülfen die Möglichkeit verschafft, Wasser herbei¬
zuführen, sei es durch Anlage von Teichen oder Wasserleitungen, damit das Löschen bei aus¬
brechendemFeuer ermöglicht wird. Wenn im Sommer in solchen Ortschaften Feuer entsteht,
brennt in der Regel alles nieder. Da die Societät nun alle Gebäude in Versicherungnehmen
muß, so können wir uns nicht in derselben Weise wie die Privatgesellschaftendadurch sichern, daß
wir die abgelegenenWeiler ausschließe». Durch die Zuführung von Wasser zu solchen Ortschaften
werden gewiß die Interessen der Societät und damit auch des Societätsmitgliedes auf das Beste
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gewahrt. VergegenwärtigenSie sich dagegen das Resultat, wenn Sie die fraglichen 30 000 M.
den Versichertenzurück gewähren, alsdann entfällt meine Herren auf je 100 M, Prämie etwa
1 Pfg. Ich glaube nun in der That nicht, daß die kleinen Leute, welche Herr von Grand-Ru
Vorzugsweiseim Auge hat, Leute, welche höchstens 10 bis 12 M. Prämien zahlen, es als eine
besondereWohlthat empfinden werden, wenn sie einen Vruchtheil Pfennig zurückerhalten, das
heißt, wenn eine solche Verkeilung überhaupt möglich wäre. Wenn der Vorschlagdes Ausschusses
dahin ginge, sämmtliche Überschüssezu den mehrberührten Zwecken zu verwenden, auch wenn
diese Ueberschüsse 100 000 M. und mehr betragen sollten, dann könnte allerdings die Frage auf¬
geworfen werden, ob den Versicherten dieser Betrag nicht znrückzugewährensei, so lange es sich
aber um eine so minimale Summe handelt, scheint es mir, daß man diese so zu verwendeilhat,
wie dieses das Statut vorschreibt. Nach dem Statut ist das Verfahren aber absolut korrekt; es
steht im §. 22:

„Hat der Reservefonds die Höhe der 1^2 fachen Jahres-Versicherungsbeiträge
erreicht, so können die alsdann sich ergebendenUeberschüssenach näherer Bestimmung
des Provinzialausschussesdem Reservefondsweiter zugefügt, oder ein Theil derselben
den Versicherten zurückgewährt,oder dem Provinziallandtage für gemeinnützige,zugleich
die Interessen der Societät fördernde Zwecke zur Verfügung gestellt werden."

Genau in Verfolgung dieser Vorschrift fchlägt der Provinzialausschußvor, die 30 000 M.,
die sich voraussichtlichergeben werden, für gemeinnützigeZwecke dieser Art zu verwenden. Ich
glaube also, meine Herren, daß das vorgeschlageneVerfahren nicht blos den Vorschriften der
Statuten, fondern auch weitmehr den Interessen der Societät, und damit auch den Interessen
der Versicherten mehr entspricht, als wenn Sie diese 30 000 M. auf eine Prämie von 4'/^ Millionen
Mark vertheilen wollten.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete von Gmnd-Nn hat
das Wort nochmals.

Abgeordnetervon Grand-Nn: Es freut mich, constatiren zu können, daß der Herr
Landcsdirektor bezüglich der Auffassung der Position mit mir übereinstimmt; dann möchte ich
aber mit ein paar Worten bemerken, daß in erster Reihe in den Statuten die Herabminderung
der Prämien in's Auge gefaßt ist, und dann ferner - ich habe darauf schon hingedeutet — daß
es nicht nothwendig ist, diese Summe sofort zu verwenden, sondern sie kann noch vergrößert
werden dadurch, daß man sie reservirt; also dieser Einwand fällt weg.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wünscht noch Jemand das Wort zu diesem
Gegenstand? — Es ist nicht der Fall. Ich schließe die Diskussion. Der Herr Referent ver¬
zichtet auf das Schlußwort Ein Antrag aus dem Hause liegt nicht vor, ich werde daher
constatiren, daß das hohe Haus dem Antrage der I. Facheommissionentsprechendbeschließtund
diesem Etat die Genehmigung ertheilt.

Wir kommen nunmehr zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
„Ausgabe-Etat der Üandesbank der Nheinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April
1891 bis 31. März 1892 und vom 1, April 1892 bis 31. Mürz 1893."

Berichterstatter des Provinzialansschuffes ist der Herr Abgeordnete Dietze; ich ertheile
ihm das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Auch dieser Etat ist, wie der
vorige, nur ein Ausgabe-Etat über die zu zahlenden Gehälter und Unkostender Landesbank.
Die Position ^ Direktion, Nr. 1 und 2 ist unverändert geblieben, ebenfo Nr. 3. dagegen tritt
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neu hinzu der Wohnungsgeldzuschuß für 4 Beamte mit 660 M.. insgesammt ein Betrag von
2640 M. Es folgt dann L: die Kasfcnbeamten. Der Rentmeister ist in diesem Augenblicke
nur mit 3920 Mark dotirt, und wir haben dieselbeSumme wiedereingestellt,der Rendant mit
4530 und einer MangAements-Entschädigung von 150 M., nach dem Normal-Etat 30 M. höher
wie seither. Dann sind in Aussicht genommen, statt früher 6 Buchhalter, im Ganzen wegen
Vermehrung der Geschäfte 7 Buchhalter — es ist das auf der rechten Seite des Druckstückes,
das Ihnen vorliegt, näher nachgewiesen — und erhöht sich dadurch die Summe von 16 600 M.
auf 18 700 M. Die darauf folgende Position: Üandesbank-Sckretär, ist von 3650 M. erhöht
wurden auf 3700 M.; früher waren 3650 M. ausgesetzt, der Landesbank-Sekretär wurde an¬
gestellt mit 3500 M., und mit der persönlichenZulage von 200 M. ergicbt das die Summe
von 3700 M. Dann sind auch mehr Assistentennothwendig geworden infolge der Vermehrung
der Geschäfte, und zwar eine Erhöhung von 2 auf 4, wodurch sich die Summe der Gehälter
von 3550 M. auf 6600 M. erhöht, oder um 3050 M. Neu hinzu tritt der Wohnungsgeld¬
zuschußfür diese 14 Beamten, für jeden 432 M., in Summe mit 6048 M. Die folgende
Position ist um 10 M. höher geworden, weil der Kassenbote zur Zeit 1140 M. und 340 M.
für Dienstwohnung, Brand und Licht erhält, eine Gehaltserhöhung aber nach dem Normal-Etat
vom 1. April 1891 an eintritt mit 50 M. Es folgen dann nur noch unveränderte Positionen,
L Nr. 1. 0 Nr. 1, 0 Nr. 1 und 2. N Nr. 1 und 2. Die Wiederholung der gesammten
Positionen ^,, L, <ü. O, N ergiebt eine Summe von 89 918 M. gegen 75 900 M., also ein
Mehr von 14 018 M. im Ganzen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Autrag der Fachcommissiongeht dahin:
„Der hohe Provinziallandtag wolle dem vorliegeudeu Etat seiue Genehmigung
ertheilen."

Wünscht Jemand zu diesem Gegenstande das Wort? — Ich ertheile dasselbe dem
Herrn Abgeordneten Freiherrn von Loö.

Abgeordneter Freiherr von Loö: Ich erlaube mir die Frage an den Herrn Präsidenten
zu richten, ob er gestattet, eine Frage in Netreff der Depositen bei der Landesbank an dieser
Stelle zu stellen.

Stellvertretender VorsitzenderIantzen: Gewiß!
Abgeordneter Freiherr von Loö: Dann erlaube ich mir die Frage zu stellen, in welcher

Weise die Depositen augenblicklich verzinst weiden. Ich glaube allerdings zu wissen, daß je nach
der Kündigungsfrist 2, 2'/2 und 3"/« gezahlt werden. Nun hat in Folge des neuen Reglements
die Provinzial-Feuer-Societiit ihre Gelder bei der Landesbank deponirt. Wenn ich recht unter¬
richtet bin, haben diese früher bestanden in Effekten, sind untergebracht worden in Staatspapieren.
Ich erlaube mir, um Aufklärung darüber zu bitten, ob dieselben noch in derselben Form als
Staatspapiere bei der Landesbank deponirt sind oder ob sie versilbert sind; ferner, wenn sie noch
in nawra dort ruhen, welche Differenzsich demgegenüber ergiebt, daß die Landesbank die Zinsen für
die Depositen zahlt, während sie ja wahrscheinlich dann die Zinsen der Staatspapiere mit 3>/2°/<>
erhebt, wie also die Differenzzwischen diesen zwei Berechnungensein wird, die zahlenmäßigeDifferenz-

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich ertheile das Wort dem Zerrn Bankdirektor Lohe-
LandesbankdirektorDr. Lohe: Meine Herren! Die Sätze für die Verzinsung der

Depositen bei der Landesbank sind folgende: es werden verzinst die Depositen mit täglich"'
Küudiguug beziehentlichachttägiger Kündigungsfrist mit 2"/«. bei monatlicher Kündigung ""t
2'/2"/,>, bei dreimonatlicher Kündigung mit 2°/4 °/° und bei sechsmonatlicherKündigungsfrist
mit 3 °/°.
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Was den Reservefonds der Feuer-Sucietüt angeht, so ist damit in folgender Weise ver¬
fahren worden: am 31. Dezember vorigen Jahres hatte die Uebergabe der Reservefonds der
Provinzial-Feuer-Societät an die Landesbank zn erfolgen. Es warm in dem Reservefonds im
Ganzen vorhanden rund 4 150 000 M. an Effekten und rnnd 408 000 M. an Hypotheken. An
das Kuratorium der Landesbank und an das Kuratorium der Provinzial-Feuer-Societät trat
nun die Frage heran, in welcherWeise der Uebcrgang der Papiere an die Landesbank bewirkt
werden solle. Es waren zwei Wege möglich: entweder wurden die Papiere der Landesbank
mit dem Auftrage übergeben, den commissionsweisen Verkauf zu besorgen und je »ach Eingang
der Beträge die Kaufcrlöfe der Feuer-Societät gut zu bringen; dies Verfahren würde voraus¬
sichtlich bei dem bedeutendenUmfang des Reservefonds mehrere Jahre in Anspruch genommen
haben, ehe der Fonds abgewickelt und feine Bestände an der Börse zum Verkauf gebracht
worden wären. Der zweite Weg bestand darin, daß mau von vornherein einen bestimmten
Preis der Effekten festsetzte und die Landesbank zu diesem Preise am 31. Dezember 1889 den
ganzen Reservefonds übernahm. Das letztere Verfahren wurde von den beiden Kuratorien ein-
gcfchlagen. Zum Zwecke der Preisermittelung nahm man den Börsenkurs vom 31. Dezember
1889 als Grundlage an. Der Kurs vom 31. Dezember 1889 war aber ein verhältnißmäßig
sehr hoher. Mit Rücksichtdarauf, daß die Landesbank bei Uebernahme eines Betrages von
rund 4 150 000 M. in Papieren ein großes Risiko lief und mit Rücksicht darauf, daß Risiken
von der Landesbank doch nicht ohne Weiteres übernommen werden dürfen, war die Entscheidung
darüber, in welcherWeise und Form mau dieses Risiko übernehmen könne, oder ob man es
überhaupt ablehnen solle, nicht leicht; schließlich gelangte man aber dazu, daß man sagte: wir
wollen in Gottes Nameu im Hinblick auf unser sonstiges Verhältniß zur Societät den Kurs
vom 31. Dezember 1889 annehmen. In Folge dessen wurde die Landesbank im Ganzen mit
einem Agio von 123 568 M. zn Gunsten der Provinzial-Feuer-Societät belastet. Dieses Agio
wurde zu Lasten des Reservefonds der Landesbank geschrieben und mit dem Verkauf der Effecten
begonnen. Es ist nun im Laufe der Zeit im Ganzen ein Posten von 1928 600 M. für
Rechnung der Landesbank verkauft und dabei ein Agiogcwinn von 5? 741 M. erzielt worden,
«er von dem Agioverlust, den die Landesbank hatte, abgeschrieben wurde, sodaß, wie Sie aus
unserem Jahresberichte ersehen, die Landesbank noch mit einem Agioverlust von 65 827 M.
gegen den Nominalwert!) belastet ist.

Es blieb demnach noch ein Posten von rund 2 220 000 M. an Effekten übrig. Diese
Effekten bestehen in 3'/2«/oigcn Bergisch-MärkischenPrioritäten uud in 3^"/<>igen Consols.
Die 3'/2"/«igen Consols waren inzwischen,nachdemdas Geschäft zwischen uns und der Societät
abgeschlossen war, erzielt worden durch den Umtausch der 4«/»igen Eisenbahn-Prioritäten, von
welchen die Societät einen Betrag von nominal 1550000 M. besaß; hierdurch ist also ein
sehr bedeutender Bestand von ^/^/»igen Consols bei der Landesbank angesammelt worden.

Wenn wir den Betrag von 1928 000 M. nicht vertauft, sondern noch den ganzen
Betrag von 4150000 M. nominal au Fcucr-Socictäts-Effekten im Tresor Hütten, würde sich
»ach den gegenwärtigenKursen für dieselbenein Verlust von 159160 M. gegen den Kurs vom
21. Dezember 1889 ergeben. Wenn die Societät ihre Papiere behalten hätte, hätte sie also
'M gegenwärtigen Moment, am Schlüsse des Etatsjahres, diefen Betrag von 159160 M. ab¬
schreiben muffen! Die Verwaltung hat nun aber infofern Glück gehabt, als sie noch gerade
zur günstigen Zeit den eben erwähnte» Betrag von 1920000 M. verkauft hat; es verringert
sich dadurch der Kursverlust bei den Papieren, welche wir noch im Trefor haben, um den er»
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wähnten Betrag von rund 57741 M,, so daß gegenüber den heutigen Kursen noch ein Kurs¬
verlust der Landcsbank von 101 419 M. restirt.

Wenn nun die Frage aufgeworfen,wird: wie steht der Zins, den die Landesbank zahlt,
gegenüber dem Zins, den die Feuer-Societät erzielt haben würde, wenn sie die Effekten behalten
hätte, fo ist diese Frage auch von mir geprüft worden: der gegenwärtige Zinsertrag ist ganz
genau ausgerechnet für ein Jahr, 34176 M, geringer. Ich glaube, daß ich damit die Fragen
des Herrn Abgeordneten Freiherr« von Los beantwortet habe.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wünscht noch Jemand der Herren über diesen
Gegenstand zu sprechen? Der Herr Abgeordnete von Grand-Rn hat das Wort.

Abgeordneter von Gran d-Ry: Meine Herren! Ich möchte mir nur eine kurze Frage zur
Aufklärung erlaubeil. Nach Seite 139 des Berichtes uud uach dem, was wir von dem Herrn Direktor der
Landesbank gehört haben, treten bestimmte Verzinsungen bei bestimmten Kündigungsfristen bei
der Landesbank in Kraft. Ich möchte nun eine Aufklärung in dieser Angelegenheit haben, es
befinden sich nämlich auf Seite 14? des Berichtes von dicfem Jahre einzelne Positionen, einzelne
Depositen, die dort ohne Kündigungsfrist angeführt sind. Ich erwähne unter denselben die beiden
Reservefonds der Societät, es stehen noch einige andere Depositen von Darlehnskasfcnvereinen
ebenfalls unter der Rubrik: „ohue Kündiguugsfrist", während in den Nachweifcnauf Seite
148 dicfe Depositen uicht, wie es uach den Bestimmuugcu auf Seite 149 eiutreteu müßte, mit
2"/°, sondern theils mit 2^"/«, theils mit 3"/«, theils mit 4"/« verzinst sind. Ich möchte mir
die Frage erlauben, wie diese Differenz mit der Scala zu vereinbaren ist, die auf Seite 149
steht, wonach es heißt: bei einer Kündigungsfrist von 8 Tagen mit 2"/«, während nack der
ersten Rubrik auf Seite 14? dieselben Summen ohne Kündigungsfrist bei der Landcsbank dcponirt,
trotzdem mit hüherm Zinssätze bedacht sind.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wünscht der Herr Vankdirektor darauf zu
antworten? — Ich ertheile ihm das Wort.

LllndesbankdirektorDr. Lohe: Meine Herren! Bezüglich der Depositen der Provinzial-
Fcuer-Societät, speziell derjenigen Depositen, welche aus dein Reservefonds stammen, ist überhaupt
bei uns von einer bestimmtenKündigung keine Rede gewesen. i5s war allerdings die Voraus¬
setzung, daß diese Beträge auf längere Zeit — sagen wir bei dem Hauptpostcn auf 6 Monate,
bei dem anderen Posten auf 3 Monate — unkündbar stehen bleiben sollen; aber wir haben uns
gesagt, wenn Noth an die Societät herantritt und bedeutende Geldbeträge gezahlt werden müssen,
werden wir der Societät gegenüber von einer sechs- oder drei- bezw. einmonatlichenKündigung,
zu der wir au uud für sich mit Rücksichtauf den Zinsfuß von 3"/« bezw. 2'/^"/« berechtigt
wären, keiuen Gebrauch machen. Darum stehen diese Depositen lediglich in der Rubrik „ohne
Kündigungsfrist".

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Damit ist wohl diese Frage erledigt. Sonst
liegt keine Meldung zum Wort vor. Wünscht der Herr Referent das Wort? — Es ist nicht
der Fall. Ich stelle also fest, daß das hohe Haus den Ausgabe-Etat der Landesbank der Rhein-
provinz genehmigt hat. Wir kommen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:

„Spezial-Etat für die Verwaltung der niederen landwirthschaftlichenSchulen, so'""
für die Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicherZwecke für die Etatsjahre vom
1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1393''

Berichterstatter des Provinzialausschusscs ist Herr Abgeordneter Lievcn, dem ich das
Wort gebe.
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Berichterstatter AbgeordneterLieuen: Meine Herren! Wie Sie aus dem Spezial-Etat
ersehen, ist diese Einnahme erhöht worden um 19 400 M, Sie finden diese Position unter der
Ausgabenummer 7. Die Ausgaben für Cleve uud Vitburg sind dieselben geblieben. In Position 2
ist die ehemalige Ackerbauschule in eine Winterschule in Saarburg umgewandelt worden und
dadurch eine Summe von 2265 M. erspart worden, Position 3 sind die älteren landwirthfchaft-
lichen Winterschulenmit 3750 resp, 2200 M,, also zusammen mit 47 200 M. angeführt; für die
landwirthschaftlicheVersuchsstationzu Kempen 3000 M., ebenso für die landwirthschaftlicheVer¬
suchsstationin Bonn 3000 M, Zuschuß für den rheinischenFischereivereinzu Bonn 1000 M.
Nun kommen wir an die Position 7 mit 21700 M. Diese betrug früher nur 35 M. Aus
diesen 21 700 M. müssen die 2200 M, für die neu errichteteWinterschule genommenwerden,
so daß für die Landwirthfchaft nur übrig bleibt 10 500 M. Diefer Etat ist in der ersten
Fachcummissionberathen worden und sind von der Fachcommissionandere Antrage gestellt worden:

I. „Hoher Prouinziallandtag wolle den vorliegenden Etat mit der Maßgabe genehmigen,
daß in Rücksicht darauf, daß aus dein Etatstitel I Nr. 7 der Ausgabe „zu sonstigen
landwirthfchaftlichenZwecken"zunächst schon die Zuschüsse für die neu zu errichtenden
Winterschulenbestritten werden müssenund weil weitere Anforderungenan diefe Etats¬
position herantreten werden, diese Etatsposition um den Betrag von 60 000 M. und
dementsprechendauch Titel 1 Nr. 2 der Einnahme erhöht werde.

II. Hoher Provinziallandtag wolle ferner den umstehend mitgetheilten Antrag Pflug,
Nautenstrauch und Genossen auf Erhöhung der genannten Ausgabeposition und den
ferner umstehendmitgetheilten Antrag Nautenstrauchund Kunz, bei der hohen Staats¬
regierung vorstellig zu werden, für die Nheinprovinz unter Beihülfe der Prouinzial-
verwaltung eine Weinbauschulezu errichten, dem Provinzialausschussezur Erwägung
und geeignetenBerücksichtigung überweisen."

Der Antrag Pflug und Genossenlautet folgendermaßen:
„Hoher Provinziallandtag wolle in Erwägung,

daß die Förderung der Viehzuchtals eine immer dringender gebotene Aufgabe der
Landwirthfchaft erscheint,

daß insbesondere die an die kleinerenGemeinden der Provinz in Folge des
Gesetzes über die Vullenhaltung hervortretenden Ansprüche eine Unterstützungder
Letzterenerheischen,

daß ferner auch zum Zwecke der Flußregulirung, sowie für die Hebung des
Weinbaues größere Ansprüchean die Provinz herantreten,

daß zur Erfüllung diefer Aufgaben der im landwirthschaftlichenEtat vorgefehene
Credit nicht ausreicht,

befchließen,den landwirtschaftlichen Credit um 60 000 M. zu erhöhen und die
genannte Summe auf die ländlichenKreise zu vertheilen unter der Bedingung, daß
der betreffendeKreis zu demfelbenZweck eine entsprechende Summe aus Kreismitteln
gewähre."

Dieser Antrag, meine Herren, ist von 46 Mitgliedern des Hauses unterstützt.
Der Antrag Rautenstrauch und Kunz lautet folgendermaßen:

„Der Provinziallandtag wolle befchließen:
bei der hohen Staatsregierung vorstellig zu weiden, für die Nheinprovinz unter
Beihülfe der Provinzialverwaltung eine Weinbaufchulezu errichten."
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Stellvertretender Vorsitzender Jan Heu: Ich eröffne die Diskussion. Der Herr Abgeord¬
nete Fritzen hat das Wort.

AbgeordneterFritzen: Meine Herren! Ich habe mir das Wort erbeten, um meiner¬
seits eine ganz kurze Erklärung abzugeben. Durch die Erhöhung des landwirthfchaftlichenEtats um
60 000 M. wird sich nothwendiger Weise eine Erhöhung der Provinzialumlage um 60 000 M.
über die vom Provinzialausschuß vorgeschlageneSumme herausstellen. Ich kann heute noch
nicht übersehen, ob bei anderen Titeln des Etats Ersparnisse werden gemachtwerden, welche eine
solche Erhöhung ausgleichen. Im Prinzip bin ich sehr dafür, der Landwirthschaftmöglichst große
Summen zur Verfügung zu stellen, und ich würde sehr gerne dafür stimmen, wenn in Aussicht
stände, daß entsprechende Ersparnisse gemacht werden würden. Wenn dieses aber nicht in Aussicht
steht, sondern viel eher das Gegentheil,jedenfalls heute von Ihnen dieses noch nicht übersehen werden
kann, so werde ich meinerseits unbeschadet meiner Sympathie für landwirthschaftliche Zwecke gegen
diese Position stimmen. In Bezug auf die Ausführung des Herrn Referenten, daß, wenn aus
diesem Etat die NeuerrichtunglandwirthschaftlicherWinterfchulenbestritten werden würde, dann nur
p. p. 10 000 M. zur Disposition des Ausschussesfür weitere landwirthschaftlicheZwecke blieben,
bemerke ich folgendes: da dem Provinzialausschuß außerdem der ganze Zinsgewinn des Melio-
rationsfonds zur discretionairen Verfügung verbleibt, dieser aber im Haupt-Etat der Provinzial-
verwaltung Titel V Nr. 4 mit 50 000 M. veranschlagt ist, so bin ich der Ansicht, daß diese
Summe unter den Verhältnissen, unter denen wir diesen Etat heute berathen, hinreichendist.
Ich werde, da eine sehr erhebliche Erhöhung der Provinzialumlage in Aussicht steht, nicht in der
Lage sein, heute für diese Position zu stimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete Pflug hat das Wort.
Abgeordneter Pflug: Ich erlaube mir, zu dem Unterantrage, den ich gestellt habe,

nach den Worten „mindestens die Hälfte dieser Summe zum Zwecke der Förderung der Viehzucht
zu verwenden", den Satz zu setzen: „und die genannte Summe auf die ländlichen Kreise der
Nheinprovinz zu vertheilen, unter der Bedingung, daß der betreffendeKreis zu demselbenZwecke
eine entsprechende Summe aus Kreismitteln gewähret". Ich lege für meine Perfon einen sehr
hohen Werth darauf, daß dieser Etat als solcher eine bestimmteSumme zur Hebung der Vieh¬
zucht in der Provinz stellt, weil ich dieselbe für eine hohe Erwerbsquelle halte. Ich erlaube mir
deswegen,Ihnen hier ganz kurz anzuführen, daß 985 000, alfo rund 1 Million Stück Rindvieh
in der Nheinprovinz sich befinden, für welche pro Tag und Haupt ein Futteraufwaud von 70 Pf-
gemachtwird. Ich will nicht auf die landwirthschaftlicheNechnungsfrage, aus welcheu Momenten
sich dieser Kostenpunkt zusammensetzt,eingehen, aber wenn Sie an dieser Summe eine Multiplikation
vornehmen und 365 X 70 X 985000 nehmen, so bekommenSie die stattlicheSumme von
251 000 000 M., die pro Jahr in der Nheinprovinz in Form von Futter und Arbeit auf land-
wirthschaftlichemGebiete umgeschlagenwird. Dabei ist.vorausgesetzt, daß die Verkaufspreise für
Heu resp, die Verwerthung desfelben durch die Viehhaltung wirklich solche sind, daß dem
Bauer noch eine kleine Grundrente bleibt. Leider sind die Verhältnisse der Provinz nicht überall
derartige, daß wirklich die Viehhaltung mit Nutzen betrieben werden kann. Ich glaube daher,
daß es von ganz großer Bedeutung ist, wenn wir dahin kommen, daß wirklich diese 251
Millionen von der Landwirthschaftdurch verbesserte Viehhaltung aufgebracht werden.

Es wird meinem Antrag entgegengehalten, daß die Interessen so sehr verschiedene seien
und daß besonders die Bewohner der Städte absolut lein Interesse an der Sache hätten-
Meine Herren! Mit der Verbesserung der Viehzucht ist größerer Ertrag an Milch und Fleisch
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Buchstück,hauptsächlich in den Städten gegessen, nicht auf dem Lande. Werden diese Stücke
größer und besser, was durch die Verbesserung der Viehzucht eintreffen wird, so ist hierdurch
zweifellosden Interessen der Städter» auch Rechnung getragen. Bei dem großen Milchconsumden
z. B. Köln hat, ist es für den Bewohner von Köln nicht gleichgültig, ob die Kühe, die in ihrer
unmittelbaren Nähe gehalten werden, 3000 oder 35 000 Liter Milch pro Haupt und Jahr geben.
Gemäß diesen Ausführungen haben die Städter unbedingt ein lebhaftes Interesse an der Hebung
der Viehzucht. Ich will nicht weiter die landwirthschaftlichenFragen berühren, und erlaube mir
meinen Antrag einzureichen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ist noch von einem der Herren das Wort
zu diesem Antrage begehrt? (Abgeordneter Courth erhebt sich.) Entschuldigen Sie Herr Abge¬
ordneter Courth, zunächsthat nach der Rednerliste Herr Abgeordneter Conze das Wort.

Abgeordneter Conze: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Fritzen erklärte sich
bereit, für die Landwirthschaft die vorgeschlageneoder eine ähnliche Summe zu bewilligen, wenn
es sich ermöglichenlasse, die Erhöhung der Umlage zu vermeiden. Als bei der Berathung des
Hanpt-Etats der Herr Abgeordnete in derselben Richtung hin der I. Fachcommissioneinen Rath
oder einen Wink gab, da dankte ihm dafür der Beifall einer großen Anzahl der Herren Kollegen.
Ich selbst auch habe mich dem Eindruck seiner Worte nicht entziehen können. Sparen ist ja
überall angenehm und nützlich, uns auch als Pflicht vorgezeichnet,und wenn es uns mit so
gewichtigenund beredten Worten von einem so sachkundigenManne scheinbar so leicht gemacht
wird, zu sparen, dann sind wir ja gewiß alle sehr bereit, darauf einzugehen und wie gesagt,
auch ich habe mich dem Eindruckseiner Rede nicht entziehen können. Ich war im ersten Augen¬
blick der Meinung, daß auf dem vorgeschlagenenWege die große Unannehmlichkeitder Erhöhung
unserer Provinzialumlage wohl zu vermeiden sein würde, habe mir aber die Sache noch einmal
überlegt und kam zunächstzu der Ansicht, daß es doch wunderbar ist, daß unser Provinzial-
ausschutz, der die Leitung unserer Geschäftein so bewundcrnswerther Weise seit Jahren geführt
hat, diefes Auskunftsmittel nicht bereits gefunden hat, ein Mittel, das scheinbar so auf der
Hand liegt. Dann aber hatte ich doch auch großes Bedenken gegen die Erklärung, daß die
Erhöhung der Provinzialumlage ein fo fchlimmes Ding sei, daß wir auf abschüssigeBahn
gerathen, die unsere ganze Verwaltung in Gefahr bringt. Was den ersten Punkt anbelangt,
so darf ich meine verehrten College«, die mit mir seit vielen Jahren dem Provinziallandtag
angehören, darauf hinweisen, in welchem Zustande sich unsere Prouinzialuerwaltung, die Finanz-
Verwaltung, im Jahre 187? befunden hat und in welchemvortrefflichen Znstande sie sich seit
langen Jahren befindet, (Sehr richtig!) Damals haben wir mit einer Provinzialumlage von
3 627 000 M. gewirthfchaftet und diese Summe langsam auf 3 000 000 heruntergebracht und
zwar obschon die Ausgaben sehr wesentlichgestiegen sind. Die Ausgaben für das Landarmen¬
wesen haben sich von 266 000 M. auf beinahe 700 000 M. erhöht; wir haben die Ausgaben
für Epileptiker neu auf den Etat bekommen mit 48 000 M, wir haben für die Zwangserziehung
der verwahrlosten Kinder, die im Jahre 1879 erst eintrat, neu 100 000 M. im Etat stehen;
der Wegebau verfchlingt jedes Jahr neue Summen, — Sie haben gestern vom Herrn Baurath
Dreling gehört, daß der eine, vor Kurzem übernommene Weg Wevelinghoven-Vierwindenüber
20 000 M. jährlich kostet. Meine Herren! Wenn nach allen Seiten hin an die Verwaltung
größere Ansprüche gestellt werden, so ist es unbillig, sie zu cuntingcntiren und zu sagen. Ihr
Müßt mit drei Millionen Steuern auskommen. Ich bin crstannt gewesenin den letzten Jahren,
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wenn uns der Etat vorgelegt wurde, daß wir immer noch mit derselben Summe von 3 Millionen
haben auskommen können und habe mich gefragt, wo nehmen die Herren die Mittel her ohne
zu stehlen. (Heiterkeit. Sehr richtig!)

Es ist unmöglich, dah wir mit 3 Millionen Mark auskommen sollen, gegenüber den
täglich wachsendenBedürfnissen. Wo ist ein Etat in der Nheinprouinz, es sei ein Etat der
Connnunalvcrwllltung oder der Staatsverwaltung, welcher von Jahr zu Jahr mit denselben
Mitteln auskäme! Wenn die Städte, wenn die Gemeinden sagen, wir kommen mit denselben
Steuern aus, so bezieht sich das darauf, dah der auf die Staatsstcucrn gelegte Prozeutfatz der¬
selbe geblieben ist, aber die Staatssteuer ist eben sehr bedeutend gestiegen. Wenn Sie das Verhältnis;
zur Eommunalunterlage, also zur maßgebenden Staatssteuer in Betracht ziehen, so werden Sie
finden, daß die Last, welche den Bewohnern der Nheinprouinz durch die Proviuzialumlage auferlegt
ist, vou Jahr zu Jahr weseutlich vermindert ist. Im Jahre 1877 betrug die Umlage auf die
Staatssteuer 16'/2 "/„ beinahe, im Jahre 1879 beinahe 16"/«, im Jahre 1881 war sie auf
14'/2«/„ gesunken. (Ruf: LandwirthschaftlicheSchulen!)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich glaube, soweit der Herr Redner darauf
eiugeht, einen Vergleichzu ziehen zwischen den für die landwirtschaftlichen Schulen in Aussicht
genommenenSummen und den für andere Zwecke bestimmtenEtatsfummen, dürfen wir ihm die
Freiheit der Nede nicht beschränken;ich würde aber doch den Herrn Redner bitten, nicht allzuweit
in diesen Vergleichensich zu ergehen. Ich bitte fortzufahren.

AbgeordneterConze: Ich bin sehr dankbar für die Nachsichtdes Herrn Vorsitzenden
und beziehe mich auf frühere Vorgänge, wo sich ein Weg vom Petersberg zum Haupt-Etat faud.
Ich darf ihn nach dem Vorgange des Abgeordneten Fritzen bei den landwirtschaftlichen Schulen
auch heute betreten. Ich habe mir ausführen wollen, daß das Verlangen, eine bestimmte Summe
für die Umlage festzuhalten, durchaus nicht gerechtfertigtist. Die Umlage drückt auf die Bewohner
von Jahr zu Jahr weniger und ist jetzt auf weniger als 10"/,, der Staatssteuer gesunken, also
auf höchstens°/g dessen, was von Anfang an für die Prouinzialucrwaltung umgelegt worden ist.
Ich meine, wir dürfen uns diefe Vorschrift nicht machen lassen. Nicht das Eontingent der Umlage
muh für die Bewillignugen maßgebend fein, sondern das Bedürfniß. Wir dürfen nicht nützliche
Ausgaben zurückstellen,blos um uns dem Vorwurfe zu entziehen, wir hätten in leichtsinniger
Weise die Umlage erhöht. Ob wir in diesem Falle die Ausgaben für die Landwirthschaftunter
diejenigen nothwendigenund nützlichen Ausgaben stellen sollen, die wir machen müssen,bleibt der
Verhandlung vorbehalten. Ich richte mich nach dem Urtheile der Männer, die der Landwirthschaft
näher stehen und darin besser bewandert sind als ich.

Ich möchte aber noch auf einen Punkt aufmerksam machen, da es sich hier um eine
große Bewilligung für die Landwirthfchaft handelt, nämlich den, daß die Landwirthfchaftwiederholt
in Gegenfatzzu den Leistungen für die Städte gestelltworden ist. Diesen Unterschied dürfen
wir in einen, folchen Maße nicht machen, wie es wiederholt geschehenist. Die Prouinzial-
verwaltung theilt die Fürsorge für die Provinz mit der Staatsregierung und da finden wir, daß
die Staatsregierung wenigstens äußerlich sichtbar, den Städten mehr zuwendet und auch zuwenden
muß, wie dem platten Lande. Sie baut den Städten die schönstenBahnhöfe, prachtvolle
Postgeväude, Iustizgebiiudeund Schulen; Ghmnasien, Realschulenwerden in den Städten vom
Staate unterstützt und zum Theil ganz bezahlt und was erhält dafür das Land? (Ruf: Nichts!)

Der Vater Staat sorgt für die großen Städte, lassen Sie die Mutter Provinz für die
kleinen Gemeinden auf dem Lande forgen. (Bravo.)
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Stellvertretender VorsitzenderIantzen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteCourth.
Abgeordneter Courth: Meine Herren! Nach der wohlwollendenRundschau des Herrn

Vorredners, die ich übrigens vollständig würdige, wollte ich blos einige Worte sagen. Die Rücksichten,
welche der Herr Abgeordnete Fritzen erwähnt hat, scheinenmir doch sehr schwerwiegend.Es handelt
sich doch nicht um eine Kleinigkeit, meine Herren, es handelt sich um eine Erhöhung des Etats
um 60 000 M. — die Vorlage hatte nur 90 000 M. — also um eine Erhöhung um
volle 2/2, und ich möchte doch auheimgeben, ob es nicht richtig sei, einmal abzuwarten, wie sich
die anderen Spezial-Etats stellen,damit wir eine Uebersicht über den Final-Abschluh haben. Wir
macheu das ja bei deu Gemeinden auch häufig so, daß wir die Abstimmung über einzelne
Spezial-Etats an den Schluß stellen, wenn Bedenkenwegen der Mittel vorliegen. Ich schlage vor,
daß wir es in diesem Falle auch so machen, und ich stelle den Antrag, die Abstimmung über
diesen Svezial-Etat zu vertagen, bis das Resultat der Coinmissionsberathungenüber die anderen
Etats vorliegt. Ja, meine Herren, man stellt ja oft Etwas zurück, auch im eigenen Haushalte,
wenn es selbst nützlich ist, aber augenblicklich die Mitttel nicht vorhanden sind. Eine Noth¬
wendigkeitfür die Ausgaben, die beantragt sind, kann ich nicht einsehen,und wenn es gerade
dadurch, daß wir uns für die vorliegende Etatsperiode diefe Wünsche versagen, hervor¬
gebrachtwürde, daß wir die Umlage nicht zu erhöhen hatten, so würde ich für meine Perfon
wenigstens keine Bedenkentragen.

Stellvertretender VorsitzenderI außen: Meine Herren! Ich möchte es doch für unsere
Geschäftsführung etwas bedenklichhalten, die ganze Abstimmung über diesen Gegenstand zu
vertagen. Aber der Gedanke des Herrn Abgeordneten Courth ließe sich vielleichtin der Weise
zur Verwirklichung bringen, daß wir die heutige Abstimmung über die Mchrforderung als eine
vorläufige betrachten. Wir werden dann fpüter, wenn bei der I. Fachcommissionnach Durch-
bcrathuug der Spezial-Etats die Zusammenstellung gemacht und dem Landtage vorgelegt ist, zu
einer definitiven Abstimmung über diesen Gegenstand kommen.

Ich ertheile nunmehr das Wort dem Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Los.
Abgeordneter Freiherr von Los: Ja, meine Herren. Vorsicht ist ganz gewiß die

Mutter der Weisheit, das wissen wir alle; aber ich glaube, man kann in der Vorsicht, auch
etwas zu weit gehen, und ich glaube wirklich, daß der geehrte Herr Vorredner. Abgeordneter
Courth, etwas zu viel Vorsicht walten lassen will in einer Angelegenheit, die wirklich
einem dringenden Bedürfniß entspricht. Ich habe nicht Gelegenheit gehabt, den Antrag des
Herrn Abgeordneten Pflug mit zu unterzeichnen,ich hätte es aber gern gethan, denn ich stehe
ihm sehr sympathischgegenüber und glaube, daß er wirklich einem dringenden Bedürfnisse ab¬
helfen kann. Der Herr Abgeordnete Pflng hat den Antrag gestellt vorzugsweise mit Rücksicht
auf das in feiner Gegend, im Süden der Provinz waltende Bedürfniß, und er hat in seinen
begründenden Worten vorhin darauf hingewiesen, daß vielleicht in unserem Flachlande, in der
Niederung, namentlich in den Gegenden, in denen Vieh gekauft werde zur Mästung, das
Bedürfniß nicht fo stark sei. Meine Herren! Das Bedürfniß ist ein weites auch dort und ich
möchte Ihnen den Grund anführen, einen Grund, der gerade in heutiger Zeit verstärkt hervor¬
getreten ist.

Sie wissen, die Niederung besteht aus zwei Theilen: den viehzüchtenden Kreisen, zn
denen ich gehöre. Clcve u. s. w. nnd dem Mittelrhein, Kreise Crefeld, Neuh, Kempen, mit
Viehhaltung zur Mästung. Nun besteht, wie Sie wissen, das Verhältniß heute, daß eine Art
Sperre gegen Holland angelegt ist ans sanitätspolizeilichenRücksichtenund daß aus Holland
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nur Vieh eingeführt werden darf zu Zuchtzwecken mit Erlaubuißscheinen der Herren Negierungs-
Präsidentcn. Dadurch ist der Umstand eingetreten, daß die laufenden Kreife und Gegenden ihr
Vieh zur Mästung nicht mehr in Holland kaufen dürfen, fundern nur zu Zuchtzwecken, daß
dieselben daher im Inlande kaufen müssen. Dadurch ist die Nothwendigkeitentstanden, daß die
Viehzucht in: Inlande, namentlich am Niederrhein, eine ausgedehntere und intensivere werde,
daß namentlich in denjenigenGegenden, welche bisher sich nicht so sehr darauf verlegen konnten,
weil sie die holländische Coneurrenz mit Recht fürchteten, heute in vermehrter und ver¬
besserterWeife Vieh züchten, damit unsere inländischenKäufer in der Lage sind, Vieh kaufe"
zu können und da möchte ich darauf hiuweifeu, daß gerade das Interesse der Städte sich mit
dem unfrigcn vollständig deckt, denn je besseres Vieh im Inlande gezüchtet wird, je feineres
Fleisch gezüchtet wird, desto besser wird auch jedenfalls, glaube ich, deu Wüufchcu der Städte
entgegen gekommenwerden.

Meine Herren! Ich möchte einen Punkt noch berühren. Ich habe eben gesagt, es darf
Vieh zu Zuchtzweckenaus Holland eingeführt werden mit Erlaubnißscheiuen der Herren
Regierungs-Präsidenten. Bei dieser Gelegenheit möchte ich hier ausgesprochenhaben: es ist sehr
zu bedauern, daß mit diesen Erlaubnißschcinen notorischund erwiesenermaßenein kolossaler Miß-
brauch getrieben wird, der die Wirkung dieser fchr segensreichen Bestimmung unendlich schädigt-
Aber immerhin ist die Einfuhr zu Mästungszweckeu eine viel geringere, und das Bedürfniß
der vermehrten und verbessertenZüchtung am Niedcrrhein dadurch heutzutage ein verstärkteres,
damit auch die mittelrheinischenKreise in der Lage sind, gutes Vieh in der Nähe kaufen zu
können, welches einen guteu Milchcrtrag liefert, Vieh, welches, wenn es ausgemulken ist, zum
Schlachten reif ist und einen guten Ertrag liefert. Ein Zuschuß aus Pruuiuzialmittcln würde
auch uusereuKreisen dort nicht nur erwünscht, sondern in vielen Fällen ein wirkliches Bedürfniß
fein, namentlich für diejeuigen Gemeinden, in welcheneben außerordentliche Mittel zur Hebung
der Viehzuchtnothwendig sind, die nicht gerade in der Nheinniedcrnng selbst liegen. Deswegen
habe ich namentlich den Znsatzantrag des Herrn AbgeordnetenPflug mit Freuden begrüßt, daß
der Beschluß dahin gehen solle, daß nach einem Maßstabe, der zu finden ist, diese 60 000 M-
direkt auf die Kreise vertheilt werden sollen unter der Bedingung, daß der betreffendeKreis
das Bedürfniß anerkennt und aus seinen eigenen Mitteln einen ähnlichen Znschuß liefert-
Meine Herren! Ich will noch hinzusetzen: bezüglichdes Niederrheius habe ich nichts dagegen,
wenn der Maßstab der Verthcilnng in der Weise gefunden wird, daß die ärmereu Kreife am
besten wegkommen,aber es würde eine Unbilligteit sein, wenn alles dort hinginge, denn das
muß ich noch hervorheben, die Klagen sind, wie Sie wissen, bei uns am Niedcrrhein immer
dieselben: wenn wir ein Bedürfniß haben, bekommenwir doch nichts. Ich bitte Sie daher
dringend, nehmen Sie den Antrag mit dem Zusätze des Herrn Pflug an. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Ober-Präsident.
Ober-Präsident Nasse: Der Herr Vorredner hat gesagt, daß notorisch mit den Vieh-

einfuhr-Erlaubnißscheinen der Negierungs-Präsidenten ein grober Mißbrauch getrieben würde-
Mir ist davon nichts bekannt, und ich kann nur bitten, wenn er eiuen solchen schweren Vorwurs
erhebt, denselbennäher zu begründen, damit der Staatsregierung die Möglichkeit gegebenwird,
die nöthige Nemedur eintreten zu lassen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr
von LoL.

Abgeordneter Freiherr von Los: Ich erlaube mir darauf Folgendes zu bemerke»:
ich würde mißverstanden worden sein, wenn der Herr Ober-Präsident glaubt, ich Hütte den
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Behörden damit einen Vorwurf machen wollen. Ich habe nur gesagt, daß thatsächlichein
Mißbrauch damit getrieben wird, nicht von den BeHorden — ich bin weit entfernt, das zn
behaupten — sondern von Denen, in deren Hände diese Scheine gerathen. Ich glaube, Bei¬
spiele hier anzuführen, würde etwas bedenklich fein, ich bin aber gern bereit, dem Herrn
Negierungseommifsar Material darüber vorzulegen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßeu: Das Wort hat der Herr Ober-Präsident.
Ober-Präsident Nasse: Ich muß den Herrn Abgeordnetenbitten, mir dieses Material

zugehen zu lassen, denn wenn er seine Aeußerung dahin beschränkt hat, was ich mit Freude
begrüße, daß nicht Seitens der Negierungs-Präsidcnten ein notorischer Mißbrauch gctriebe»
würde, sondern nur mit den von den Negierungs-Präsidenten ausgestellten Scheinen ein grober
Mißbrauch getrieben würde, so ist es doch Sache der Staatsregierung, daß Vorsorge getroffen
wird, daß folche grobe Mißbrauche uicht vorkommen. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteIörissen.
Abgeordneter Iörissen: Meine Herren! Ich hatte mich zum Worte gemeldet, um

einen Gesichtspunktzur Geltung zu bringen, der von dem Herrn Abgeordneten Courth bereits
berührt worden ist. Es ist ja eigentlichuicht unseres Amtes, die Verwaltung zu Ausgaben zu
Ueranlassen,sundern vielmehr zn controliren, ob die Ausgaben, die uuu der Verwaltung vor¬
geschlagen werden, zweckmäßig nnd nothwendig sind. Es ist ja aber immerhin möglich, und es
kann vorkommen,daß wir auf neue Ansgnben hinweisen müssen, wenn sich solche nützliche nnd
uothwendige Ausgaben im Verlaufe der Sessiou noch ergcbcu, die von der Verwaltung zu
berücksichtigen übersehen worden sind; dann aber, meine Herren, wird doch jedenfalls das Maß
dessen, was als nothwendig uud nützlich erscheint, ein verschiedenessein müssen, uud,, weun bei
dem einen Spezial-Etat derartige Anträge gestellt werden, können sie auch bei einem anderen
vorkommen,und wenn dann solche Beschlüssedefinitiv wären, würde man schließlich bei der
Feststellung des Gesammt-Etats sich vielleichtin der Lage befinden, Ausgaben beschlossenzu habe»,
die man nicht beschlossenhabe» würde, wenn man das Ganze hätte übersehen können. Ich glaube
aber, daß das Auskuuftsmittel, welches der Herr Vorsitzendevorgeschlagen hat, in dieser Beziehung
alle Bedenken beseitigt.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Pflug.
AbgeordneterPflug: Dem Herrn KollegenCourth erwidere ich auf feine Ausführungen,

daß die von uns beanspruchten Summen im Vergleich zu den Mitteln, die andere Staaten zu
demselbenZwecke aufbringen, fchr bescheiden sind. Das Großherzugthnm Baden, welches nnr
2 Millionen Einwohner hat, bringt zu diesem Zwecke 100000 M. auf, das KönigreichBayern,
das auch 5 Millionen Einwohner hat, bringt für diesen Zweck eirca 125 000 M. auf. Die
Nheinpruvinz hat von Staatswegen 18000 M. Ganprämien, sie hat ferner für Verbefferuug der
Stierhaltungen von Staatswegen 5000 M, das sind 23000 M., und sie verlangt hier weiter
30 000 M, das sind in Summa 53 000 M. Also steheu wir dcu süddeutschen Staaten, die
ganz dieselben agrarischen Verhältnisse haben wie wir, noch bedeutend nach. Das hier ver¬
langte Geld ist nicht weggeworfen; wenn Sie Herrn Merrem und Herrn Geh. Commerzienrath
Auch fragen wollen, die die Verhältnisse in den badischenZuchtbezirken,Meßkirchen«. kennen,
welche Erfolge mit diesen aufgebrachteu Mitteln erreicht worden sind, so würden Sie staunen;
sie habeu in den letzten Jahren kolossale Summen für ihr Zuchtvieh, das andere Provinzen
Deutschlands von ihnen lauften, eingenommen. Die Gegenden nnferer Provinz, in welchen
Schweizerviehangebracht ist, sind ihnen tributpflichtig. Den Ansführuugeu des Herrn Abge-
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ordneten Freiherrn von Loö, daß auch am Nicderrhein das Geld wohl angebracht ist. stimme
ich vollständig zu.

Stellvertretender Vorsitzender Janhen: Es hat Niemand mehr sich znm Wort gemeldet,
ich schließe die Diskussion und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.

Berichterstatter Abgeordneter Lieven: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Fritzen
hat hier aus den Zinsgewinn aus dem Meliorationsfonds hingewiesen. Es ist meine Pflicht,
dies klar zn stellen. Diefer Zinsgcwmn hat in den letzten abgeschlossenenJahren durchschnittlich
34000 M. gebracht, wird in diesem Illhre uugefähr 40000 M. bringen, und ob er nach
dem nächsten Jahre 50 000 M. bringen wird, ist nicht sicher; er ist bis dahin nie so hoch
gewesen,wie im Hanpt-Etat angeführt ist. Ich muß aber bemerken, daß dieser Zinsgcwmn
schon mit 20000 M. Bewilligungen belastet ist; über die ist schou verfügt, sie kommen zu ganz
anderen Zwecken znr Verwendung. Ferner sind Anträge auf 174000 M. schon auf diefen
Zinsgewinn von den verfchiedcnen Meliorationen nnd dergl. gestellt; alfo für die Zwecke, die in
dem Antrage Pflug uud Genossen vorgesehen sind, wird aus dem Meliorationsfonds nichts
stießen tonnen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Wir kommen zur Abstimmung. Meine Herren!
Ich schlage Ihnen vor, uns in der Abstimmung so zu verhalten, daß wir die Präjudizialfmge,
welche von den Herren AbgeordnetenCourth und Iörisfen gestellt ist, zunächst zur Entscheidung
bringen, nämlich, ob wir bei der event. Mehrbewilligung in Höhe von 60 000 M. für den land¬
wirtschaftlichen Etat diefe Bewilligung nur als eine vorläufige betrachtenfollen und demnächst
bei der Feststellungdes Haupt-Etats darüber definitiv befinden, oder ob Sie geneigt sind, heute
schon, wie es das Sentiment des Herrn Abgeordneten Freiherrn von Los war, diese Mehr¬
bewilligung definitiv auszusprechen,so daß es einer weiteren Berührung dieses Gegenstandes beim
Haupt-Etat lediglich in formaler Beziehung bedürfen wird.

Wenn wir die Präjudizialfrage erledigt haben, werden wir übergehen müssen zu dem
ersten Theile des Antrages der Fachcommifsion,welche die 60 000 M. pure bewilligt sehen möchte.
Wird dieser Antrag angenommen, so kommen wir zu dem von dein Herrn AbgeordnetenPflug
gestelltenSeparatantrage, der auch die Bewilligung der Summe von 60 000 M, in Aussicht
nimmt, aber eine Mitbetheiligung der Kreife zu Gunsten der erwähnten Zwecke vorsieht; er geht
alfo nicht so weit, wie der Antrag der I. Fachcommifsion.

Wenn wir auch diefen Gegenstand erledigt haben, würde ich den zweiten Theil des
Antrages der Fachcommifsionin Betreff der Weinbaufchule zur befonderenAbstimmung stellen.
Sind die Herren mit dieser Fragestellung einverstanden? Zur Fragestellung hat das Wort der
Herr AbgeordneteFreiherr von Loö.

AbgeordneterFreiherr von Loü: Ich mochte den Herrn Präsidenten fragen, ob es
nicht richtiger sei, den Zusatzantrag, wenn ich so sagen darf, des Herrn AbgeordnetenPflug zuerst
zur Abstimmung zu bringen. Ich für meinen Theil würde wohl kaum für den Antrag der
Bewilligung von 60 000 Mark stimmen, wenn nicht feststände, daß sie auf die Kreise vertheilt
werden. Alfo infofern würde vielleicht diefer Zusatzantrag vorher zur Abstimmungzu bringen fein.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich bin erbötig diefe Concessionzu machen,
obfchon es nach parlamentarifchem Gebrauch angezeigt ist, daß man zunächst über den weit¬
gehenderenAntrag abstimmenläßt. Aber die Sache erleidet hier keinen Schaden, wenn wir mit
der Abstimmung über den Antrag des Herrn AbgeordnetenPflug beginnen.

Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche nach dem Antrag der Herren Abgeordneten
Courth und Iörisfen die heute event, auszufprechendeMehrbewilligung von 60 000 Mark als
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eine vorläufige betrachtenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit. Ich stelle
fest, daß das hohe Haus wünscht, daß die Abstimmung über den Posten von 60 000 Mark heute
eine definitive sein solle. Dann bringe ich den Antrag des Herrn AbgeordnetenPflug zur Ab¬
stimmung. Ich werde ihn nochmals verlesen.

„Hoher Provinziallandtag wolle in Erwägung,
daß die Förderung der Viehzucht als eine immer dringender geboteneAufgabe der
Landwirthschafterscheint,
daß insbesondere die an die kleinerenGemeinden der Provinz in Folge des Gesetzes
über die Bullenhaltung hervortretenden Ansprüche eine Unterstützung der Letzteren
erheischen,
daß ferner auch zum Zwecke der Fluhrcgulirung, sowie für die Hebung des Wein¬
baues größere Ansprüchean die Provinz herantreten,
daß zur Erfüllung diefer Aufgaben der im landwirthschaftlichenEtat vorgesehene
Credit nicht ausreicht",

beschließen,den landwirthschaftlichenCredit um 60 000 M. zu erhöhen, mindestensdie Hälfte
diefer Summe zum Zwecke der Förderung der Viehzucht zu verwendenund die genannte Summe
auf die Landkreiseder Provinz zu vertheilen unter der Bedingung, daß der betreffendeKreis zu
demselben Zweck eine entsprechende Summe aus Kreismitteln gewähre. Ich bitte diejenigen Herren,
welche diesen, Antrag ihre Zustimmung geben wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die
große Majorität. Dann kommen wir zur Abstimmung über den zweiten Theil des Antrags der
Fachcommission dahin gehend:

„Hoher Provinziallandtag wolle ferner den umstehend mitgetheilten Antrag Pflug,
Nautenstrauch und Genossen auf Erhöhung der genannten Ausgabepositionund den
ferner umstehendmitgetheiltenAntrag Nautenstrauchund Kunz, bei der hohen Staats-
regicrung vorstellig zu werden, für die Nheinprovinz unter Beihülfe der Provinzial-
ucrwaltung eine Wcinbauschulezu errichten, dem Provinzialausfchusse zur Erwägung
und geeignetenBerücksichtigung überweisen."

Ich bitte diejenigen Herren, welche diesem Antrag ihre Zustimmung geben wollen, sich
zu erheben. (Geschieht) Das ist zweifelhaft. Ich bitte um die Gegenprobe. Ich bitte diejenigen
Herren, welche sich gegen diesen Antrag ausfprechenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das
ist die Minderheit. Ich constatire, daß der Antrag Ihre Zustimmung gefunden und das Haus
dementsprechend befchlosfen hat. Somit wäre der Gegenstand erledigt.

Wir gehen über zum Spczial-Etat
„über die Verwaltung des Rittergutes Desdorf für die Etatsjichre vom 1. April 1891
bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893".

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterKunz, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterKunz: Meine Herren! Der Etat über die Verwaltung

des Rittergutes Desdorf für die Jahre 1891/93 umfaßt eine jährliche Reineinnahme von
5100 M. Von diefer Einnahme follen gemäß Testament der Ehefrau Dauer, vom 1. April 1891
ab verwendet werden: 3000 M. als Zufchuh für die in Elsdorf zu errichtende Winterschule,
fodann 1500 M. dem Gutspachter zu Desdorf für die Beköstigung von 10 Zöglingen mit je
150 M. und endlich demselben noch 600 M. für Kleidung,Arzt und Arznei, fo daß die Einnahme
sich mit der Ausgabe deckt. Die Fachcommifsion hat diefen Etat näher geprüft und fchlägt dein
Landtag vor, dem Etat, so wie er uns vorliegt, seine Zustimmung zu ertheilen.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Ich eröffne die Diskussionüber diesen Gegen¬
stand. — Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich darf wohl feststellen, daß das Haus dem
Antrag der Fachcommissionseine Genehmigung ertheilt und dementsprechendbeschlossen hat.
Damit ist der Gegenstand erledigt.

Wir gelangen zum
„Spezial-Etat der Verwaltung des Landarmenwcsens der Nhcinprovinz für die
Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis
31. März 1893".

Berichterstatter der Fachcommissionist der Herr AbgeordneteLacis, Ich gebe ihm das
Wort zu seinem Referat.

BerichterstatterAbgeordneterLaeis: Meine Herren! Die Commissionhat sich in einer
längeren Erörterung mit dein vorliegendenEtat beschäftigt und empfiehlt Ihnen denselbenanzu¬
nehmen bis auf die nacherwähnten Aenderungen. In der Ausgabe Titel 3 Pos. 2 schlägt der
Provinzialllusschuhvor, den Zuschuß für die Nrbeiterkolonien,welcherbisher 20 000 M. betrug
auf 15 000 M. herabzusetzen. Die Commission konnte sich diesem Antrag nicht anschlichenund
empfiehlt Ihnen den frühern Betrag von 20 000 M. wieder einzustellen. Im Uebrigen empfiehlt
derselbe unveränderte Annahme des Etats, Der Etat schließt zwar gegen früher mit einer
Mehrforderung von 51135 M. ab. Indeß haben sich durch die vom Provinzialllusschuh im
letzten Jahre getroffenen Mahnahmen die Armenkostenerheblich rcduzirt. Während seit 20 Jahren
stets eine Vermehrung der Kosten zu verzeichnen war, ist es gelungen im abgelaufenenRechnungs¬
jahre zum ersten Male eine Minderausgabe zu verzeichnen. Die Zuschüsse der Provinz zu den
Landarmenkostenbetrugen 1888/89 736 000 M. Dagegen im Jahre 1889/90 nur 705 000 M.,
also 31 000 M. weniger. Diese Herabminderung der Kosten ist zunächst dem Umstände zuzu¬
schreiben, daß man den Uebernahmeanträgen, die aus Elsaß-Lothringen eingingen, gegenüber ein
schärferesVerfahren beobachtet hat. Sodann hat man der WaifenpflcgevermehrteAufmerksamkeit
zugewendet und viele einzelstehende Personen behufs Nutzbarmachung ihrer noch vorhandenen
Arbeitskräfte in geeignete Anstalten hineingebracht. Hauptsächlich ist die Minderung hervor¬
gerufen durch eine planmäßige und direkte Kenntnißnahme von den Verhältnissen der landarmen
Personen durch die eigeuen Organe des Provinzialverbandes. Die Commissionhat mit Freuden
von diesen neuen Einrichtungen Kenntniß genommenund giebt sich der Hoffnung hin, daß das
Besorgniß erregende Anwachsen der Landarmenlasten, wenn nicht ganz verhindert, so doch in
engeren Grenzen gehalten werden kann. Im Anschlußdaran stellt die Commissionden Antrag:

„Der hohe Provinziallandtag wolle:
1. den vorliegenden Etat mit der Maßgabe genehmigen,daß der unter Titel III Ziffer 2

der Ausgabe vorgesehene Zuschuß an das Kuratorium von Lühlerhcim resp, an den
RheinischenVerein für katholische Arbeiterkolonienvon 15 000 auf 20 000 M. und
dementsprechend der unter Titel II der Einnahme vorgesehene Zuschuß aus Provinzial-
mitteln erhöht sowie

dadurch dem vorliegenden, mit jenem Etat verbundenen Antrage des Kuratoriums
der Rheinischen evangelischen Arbeiterkolonie Lühlerhcim, betreffend die unverkürzte
Fortbewilligungder bisherigen Subvention von 10000 M, pro Jahr entsprochen werde;

2. einen Bericht des Landesraths Brandts über die Ausführung der Informationen der
Provinzialverwaltung über die Ausübung der auf Kosten des Landarmenvcrbandes
der Nhcinprovinz stattfindendenFürsorge für landarme Personen in der Rheinprovinz
entgegennehmen,und
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3. den vorliegenden, mit dem in Rede stehendenEtat gleichfalls verbundenen Antrag
des Vorstandes des Vereins für katholifche Arbeiterkolonien in Westfalen auf Be¬
willigung einer Entschädigung für die feither in der katholifchcnArbeiterkolonie
„Maria-Veen" aufgenommenenRheinländer ablehnen."

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Ehe ich die Diskussion über
diesen Gegenstand eröffne, schlage ich Ihnen vor, zunächst der Nr. 2 des Antrags gerecht zu werden
und den Bericht des Herrn Landcsraths Brandts über das Landannenwesen entgegenzunehmen.
Wenn wir denselbenangehört haben, können wir in die weitere Verhandlung eintreten.

Landesrath Brandts: Meine Herren! Angesichtsder bereits vorgerücktenZeit werde ich
meinen Bericht so kurz wie möglichzu fassen suchen. Seit längeren Jahren sind stets hier im
Landtag Klagen geführt worden, über das unaufhaltfame und fast besorgnißerregendeAnwachsen
der Landarmenkosten. Man hat alle möglichen gesetzlichen Vorschläge gemacht, um diesem
AnwachsenEinhalt zu thun. Man war der Meinung, daß gründlich dieser stetigen Verschiebung
der Armenkostenvon den Ortsarmenuerbändcn nur begegnet werden könnte durch eine durch¬
greifende Aenderung des Gefetzes. Es sind diesbezügliche Anträge auch bei der Neichsregierung
gestelltworden. Diese sind indeß auf unabsehbare Zeit durch ein Rescript des Herrn Staats-
ministcrs des Innern abgewiesenworden und zwar mit der Begründung, daß man sagte, ehe die
neuen Versicherungsgesetze,das Kranken-, Unfall-, Alters- und Innaliditätsgesetz sich eingelebt
haben, ehe deren Wirkung sich voll gezeigt habe und bekannt sei, sei man nicht geneigt, auf eine
Aenderung des Gefetzes über den Unterstützungswohnsitzeinzugehen, Es blieb hiernach dem
Provinzialausschuß nichts übrig als Versuche zu machen, innerhalb des Rahmens des jetzigen
Gesetzes diejenigen Maßregeln zu ergreifeil, welche geeignet erschienen, diesem stetigen Anwachsen
Einhalt zu thun. Da lag es am nächsten— und es hat sich als recht erfolgreicherwiefen, —
daß die ungefähr 5-0000 in der Nheinprovinz zu Lasten des Landarmenfonds unterstützten
Personen etwas mehr von hier aus besucht und genauer controlirt wurden. Es hat sich heraus¬
gestellt, daß man bei solchen Personen, die für Rechnung eines Andern unterstütztwerden, eben
nicht immer mit derjenigen Sorgfalt vorzugehen pflegt, wie man es bei denjenigen Personell
thut, die ans eigener Tasche bezahlt werden müssen. Es existiren nach dieser Richtung
Mißbrauche, die in ihrem ganzen Umfange wohl niemals an das Tageslicht kommen können,
weil diejenigenPersonen um die es sich handelt und die intcressirtenGemeinden es eben niemals
zur Kenntniß kommen lassen. Es hat sich nun dieses System, daß man von hier aus in
angemessenemUmfange dicfe Perfonen bcfucht hat, ganz vorzüglichbewahrt. Es hat sich das,
was man früher nur ahnen konnte, als durchaus allenthalben existircnd bestätigt. Wie man
die Laste», die auf die Gemeinde drücken, sich vom Halse schafft, die Mittel, mit welchen man
die Lasten auf den angeblich großen und reichen Landarmenverband abzuschieben sucht, zeugcu
Von außerordentlich reicher Erfindungsgabe: Verfügung des Aufenthalts, vorzeitige Unterstützung,
Man verbindet sich in der Gemeinde,um Leute, die neu anzieheilwollen und von denen demnächst
eine Belastung des Ortsarmenverbandes befürchtet wird, abzuweisen,versagt ihnen die Wohnung
u. s. w. DergleichenSachen sind uns in Hülle und Fülle zur Kenntniß gekommen. Als Typus
einer folchen Sache mochte ich Ihnen nur einen einzigenFall vorführen. Nach den Akten wird
uns ein Mann, welcher Jahre lang in einer Gemeinde eines Kreises des Regierungsbezirks
Trier als Gemeindehirt fnngirt hatte, vorgeführt, um als Landarmer anerkannt zu werden.
Nach den Akten, die auch hübfch vorgelesen, genehmigt uud unterschrieben waren von dem
betreffenden Hirten, hieß es: Der betreffende Hirte ist in die Gemeinde angezogen nnd
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und zwar am 1. Februar 1880, im Dezember des Jahres ist er weggezogen, im Januar des
folgenden Jahres ist er hinzugekommenuud hat sich in der Zwischenzeit wo anders aufgehalten,
sodnß eigentlichsein Aufenthalt nicht uuuuterbrochcu dort gewesen ist. Als unser Beamte die
Sache revidirte, stellte sich die Sache ganz anders heraus. Um den Maun zu verhindern, daß
er an dem betreffendenOrte den Unterstützungswohnsitzerwerbe, schlug man folgendes Ver¬
fahren ein, das in den Gemeinden mehr oder minder weit verbreitet ist. Am Schlüsse des
Jahres trat die Versammlung des Gemeinderaths zusammen uud erklärte dem Mann, wenn er
jetzt nicht auf 4 Wochen den Aufenthalt in diefer Gemeinde unterbrecheund in die Nachbar-
gcmeinde sich hineinbcgebe,fo fei seines Bleibens hier nicht länger, so werde er das nächste Jahr
nicht mehr als Gemeindehirte angestellt. Ich erzähle Ihnen nur diesen einen Fall, weil er
typisch ist für eine Menge anderer, es werden wahrhafte Kunststücke gemacht, die einen Formen¬
reichtum darbieten, der einer besserenSache werth wäre. Genug, wir haben diese Art des
Besuchesder Armen ausgeübt uud sie hat sich ausgezeichnetbewährt. Ich muß constatircn,
daß bei der weitaus größten Mehrzahl der 600 Ortsarmenverbände, die die Provinz hat, dieses
Verfahren als ein gerechtes, zweckmäßigesuud erwünfchtes und von mehreren Ortsarmen«
verbänden auch als ein nachahmenswerthes anerkannt worden ist. Der Provinzialansschuß
wird alfo, fofern nicht besondere Umstände eintreten, auf diesem Pfade anch weiter fortschreiten,
und er ist der Ueberzeugung,daß allmählig auch bei den Ortsarmenverbänden die Ueberzeugung
durchdrungenwird, daß es doch schließlich wiederum die Mittel der Ortsarmenverbände sind, über
welche disvonirt wird. Das Interesse im einzelnen Falle mag verschiedensein zwischen Orts-
armcnvcrbllnd und Landarmenverband, aber der Landarmenverband zieht seine Mittel, wie wir
gehört, nicht mehr allein aus der Dotatiousrentc, dafür reicht die Summe bei Weitem nicht
aus, sondern schließlich aus Steuern, und wer zahlt die Steuern? nun wieder die Ortsarmen-
verbände. Es glaubt der Provinzialausschuß sich zweifellos der Hoffnung hingeben zu dürfen,
daß namentlich dnrch die Erwägung, daß das Interesse nach diefer Seite finanziell ein gemein-
fames ist, dieses fortwährende und beforgnißerrcgendeAufsteige« der Laudarmcnkostcnaufhören
wird. Naturgemäß wird eine kleine Steigerung stattfinden, aber es wird dies zweifellos nicht
mehr in dem Maße geschehen,daß jedes Jahr Steigerungen um 50 000, 60 000 und 70 000 M
stattfinden müssen. Das find die generellen Bemerkungen, von denen die Commission wünschte,
daß sie zu Ihrer Kenntniß gebracht würden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Nunmehr eröffne ich die Diskussion über diesen
Etat. — Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Diskussion. Nachdem der Herr
Referent mit Rücksicht auf die Bemerkungendes Herrn Landesraths verzichtet hat, haben wir uns
über Nr. 1 und über Nr. 3 der Antrage der Fachcommission zu verständigen. Die Nr. 1 enthält
eine Mehrforderung von 5000 M., diefen Theil des Antrages werde ich zunächst zur Abstimmung
zu bringen haben und dann Nr. 3, die ja ihrer ganzen Natur nach einfacherist. Zur Geschäfts¬
ordnung hat das Wort der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich möchte nur kurz erwähnen, um dem
Bedenken,welches vorhin der Herr AbgeordneteCourth hier ausgesprochenhatte, von vornherein
die Spitze abzubrechen, daß in dem Haupt-Etat eine Summe von 7354 M. zur Abrundung vor¬
gesehen ist, welche füglich für den Zweck diefer 5000 M. hier dienen kann.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das war eigentlich keine geschäftsordnungs¬
mäßige Bemerkung. Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche den ersten Theil des Antrages
der Fachcommission annehmen und zum Beschlusseerheben wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
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Das ist die große Mehrheit. Dann darf ich wohl ohne Abstimmungconstatiren, bah Sie auch
mit dem dritten Theil des Antrages der Fachcommissioneinverstanden sind und zum Beschluß
Ihrerseits erheben. — (Das geschieht, der Gegenstand ist erledigt.)

Wir gelangen zum
„Spezial-Etat der Staatsnebenfonds für die beiden folgendenEtatsjahre".

Berichterstatter der Fachcommissionist der Herr AbgeordneteEisenlohr. Ich gebe ihm
das Wort zum Referate.

BerichterstatterAbgeordneterEisenlohr: Meine Herren! Der Spezial-Etat über die
Staatsnebenfonds zerfällt in 8 kleine Polizeistrafgelderfonds und er schließtmit einem Betrage
von 218 561 M. 75 Pf. gegen 196 076 M. 75 Pf. im vorigen Etat. Die Mehreinnahmen
und Ausgaben sind bestimmt für Erziehung verwahrloster und verwaister Kinder, Die Mehr¬
einnahmen kommen von der Erhöhung der Polizeistrafgelderher. Es ist gegen den Etat durch¬
aus nichts zu erinnern, in den Zinsen nur erscheint eine kleine Differenz, die sich durch den
veränderten Zinsfuß bei einigen kleinen Kapitalien erklärt. Die Mehreinnahme von 22 950 M.
kommt eben dem Fonds verwahrloster und verwaister Kinder zu. Die Commission beehrt sich,
den hohen Provinziallandtag zu ersuchen, dem vorbezeichnetenEtat unveränderte Annahme zu
gewähren.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Besprechung. — Es meldet sich
Niemand zum Wort, ich glaube ohne Abstimmung constatiren zu dürfen, daß das Haus dem
Antrage der Fachcommifsionzugestimmtund entsprechend beschlossen hat.

Wir kommenzum
„Spezial-Etat über die Kosten der Unterbringung uerwchrloster Kinder für die beiden
folgenden Etatsjahre".

Berichterstatterder Fachcommifsion ist der Herr Abgeordnete Tonze; ich gebe ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterEonze: Meine Herren! De? Spezial-Etat über die Kosten

der Unterbringung verwahrloster Kinder in Gemähheit des Gesetzes vom 13. März 1878 giebt
zu besonderenBemerkungennur in einer einzigen Beziehung Anlas; er unterscheidetsich von den
früherenEtats mir in dem einen Punkte, daß jetzt unter III „Verwaltungskosten"die Besoldungen
für die ständigen und Hülfsbeamten aufgeführt worden sind. Dic'e Posten waren früher in der
Centralverwaltung enthalten und sind, wie schon die Abrechnungendes Jahres 1888/89 ergeben,
seitdem von der Ccntralverwaltung abgezweigtund hier in den Sjiezial-Etat eingestellt worden zu
den, Zwecke, die Erstattung aus der Staatskasse für dicfe Posten zu erlangen. Dem entsprechend
erhöht sich der Etat hier um 8 700 M., wovon die Hälfte durch die Staatskasse zu erstatten ist.
Im Uebrigen sind die Posten unverändert geblieben bis auf den kleinen Posten der Erstattung
der Pflegekostenaus den, eigenen Vermögen der Zöglinge, der um 10l) Mark, entsprechenddem
Durchschnittsergebnißder vorhergehendenJahre, vermindert worden ist. Der Etat selbst scheint
jetzt in den Veharrungszustand gelangt zu sein. Die Zahl der aufgenommenenKinder entspricht
ungefähr jetzt den jährlich entlassenen;voraussichtlich wird der Etat sich in derselben Höhe erhalten
und nicht wie früher, von Jahr zu Jahr steigen. Die II. Fachcommission empfiehlt Ihnen die
unveränderte Annahme des Spezial-Etats.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne di, Besprechungund gebe das Wort
dem Herrn AbgeordnetenGrafen Vrühl.

AbgeordneterGraf Brühl: Ich möchte die Auf,rerksamkeitdes hohen Hauses nur
ewige Augenblicke auf die Ergebnisse richten, welche die Eziehung der verwahrlosten Kinder
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geliefert hat. Nach der Da rstellung,wie sie hier vorliegt, haben sich von den entlassenen Kindern im Jahre
1889/90 gut, bezw. klagelos oder befriedigend 89,9«/„ geführt und nur 10,1°/« wenig befriedigend
bezugsweiseschlecht geführt, in 1888/89 war das Verhältniß fast ebenfo, etwas ungünstiger, es
hat sich in den letzten Iachren gebessert. Ich glaube, dah allen denjenigen, die bei dieser Zwangs¬
erziehung betheiligt waren, der Dank des hohen Hauses und des ganzen Landes gebührt. Ich
glaube nicht, daß in irgend einer andern Provinz so gute Ergebnissein Bezug auf die Zwangs¬
erziehung erzielt worden sind. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort wird nicht weiter erbeten, ich schueße
die Diskussion. Ich stelle fest, daß das Haus den Antrag der Fachcommifsiongenehmigt und
dementsprechend beschlicht.

Wir kommen zum:
„Spezialität dett Landarmenhauses zu Trier für die Etatsjahre vom 1. April 1891
bis 31. März 1.892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893".

Berichterstatter der Fachcommissionist der Herr AbgeordneteLaeis.
Berichterstatter Abgeordneter Laeis: Meine Herren! Im Jahre 1889/90 betrug du

Bevölkerung des Laudar.me „Hauses durchschnittlich42? Köpfe, von diesen 196 Landarme und
231 Ortsarme. Es waren: davon 138 Landarme und 166 Ortsarme männlichen uud 52 Laud¬
arme uud 79 Ortsarme weiblichen Geschlechts, zusammen 435. Für den neuen Etat ist eine
Kopfzahl von 425 angenounmcn, entsprechendden bisherigen Verhältnissen, und zwar 200 Orts¬
arme und 225 Landarme. Das Landarmcnhaus bedarf selbst keine Zuschüssedes Provinzial-
verbandes, sondern es erzvi! lt einen Ucberschuß,welcher,wie bisher, zur Erhöhung eines Reserve-
fonds verwendet werden s° ll. Im letzten Jahre wurden 4? 500 M. zum Ankauf eines dein
früheren Augustinerklosterz ehörigen Hauses in der sugeuanntcn Brückenstraße verwendet. Es
wird nämlich beabsichtigt, ! die Verwaltung des Landarmenhauses iu Trier auders einzurichten,
um dasselbe seinem eigentlv cheu Zwecke als Landarmeuhaus besser anzupassen. Die betreffenden
Verhandlungen sind noch in der Schwebe und werden demnächst weiter geführt werden. Zu"
Etat selbst brauche ich wohl nicht die einzelnen Positionen durchzugehen sondern will nur die¬
jenigen erwähnen, welche all. enfalls einer näheren Erklärung bedürfen. Die Einnahme im neuen
Etat konnte um 720 M. hü her gesetzt werdeu. weil aus dem Betriebe der Landwirthschaft un
der Verwerthung der Abfälle bessere Resultate erzielt wurden. Bei den Ausgaben sind folgende
Veränderungen einer Erwähn ung werth. Nach den Vcstimmungeu des neuen Besoldungsplaue-
werden die Besoldungen derje nigen Beamten, welche keinen Wohnnngsgeldzuschnßerhalten, vom
1. April 1891 ab um eiue 2 tufe erhöht, diese Erhöhung macht für sämmtliche Beamten eine
Differenz von 480 M. Die .Löhne, des Dienstpersonals müssen um 500 Mark erhöht werde»,
theils mit Rücksicht auf die tätige Dienstzeit der Betreffenden, theils um die ortsüblichen Satze
zu erreichen. Aus erstere, m Grunde ist die Remuneration für den Büreaugehülfen um 160 ^ -
höher angesetzt. Der unter Nr. 16 angeführte Dillmann ist inzwischen gestorben, s°daß "
Wirklichkeit der Betrag vo n 649 M in Zukunft außer Betracht bleibt. Der Posten ?"
Remunerationen der im WarK '- und OekonomicdienstebeschäftigtenHäusliuge ist um ^^^ .
vermindert, weil ein Theil d >eser Arbeiter unter andere Titel fällt und anders verrechn
wird. Die Kosten der Beköstig 'mg der Häuslinge und Beamten betrugen in dem letzten E °
141 «/l° M. per Jahr und sind im vorliegendenEtat mit 1422/i« M. oder per Tag 38«/l>' -pl-
vorgesehen. Die Gesammtsumme bleibt zur speziellenVerrechnung. Die Bestände an Bekleidung
Lagerung. Bettzeug und Tischn^ che sind zurückgegangen, sodaß für dereu Ersatz eiue MW'
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ausgäbe von 3000 M. vorgesehenwerden muhte. Ebenso müssen die Kosten für Reiniguug mit
Rücksicht auf diese vermehrten Bestände und mit Rücksicht ans die Absetzungauf Position 2 sür
Straßenkehren um 550 M, erhöht werden. Die Kosten für Heizung erhöhen sich um 500 M.
mit Rücksicht auf die Steigerung der Kohlcnpreise. Ebenso ist mit Rücksicht auf die Erwerbung
des Haufes in der Brückenstraßc, deren ich vorhin im Eingang erwähnte, ein 500 M. höherer
Credit für bauliche Unterhaltung nöthig. Endlich für die Benutzung der städtischenWasser¬
leitung können bis jetzt definitiv 1500 M. veranschlagt werden,und ist diese Position dementsprechend
um 500 M. erhöht worden. Im Ausgabetitel XI Nr. 5 nuter dem Titel „Insgesammt"
figurirt die Summe von 619? M-, welche annähernd den Ueberschußbildet, den die Einnahmen
über die Ausgaben erzielen werden.

Die Commission beantragt die unveränderte Annahme des Etats, sie hat aber noch
einen Znsatz beigefügt mit Rücksicht auf deu dem preußischen Landtag vorgelegten Gesetzentwurf,
betreffend die außerordentliche Armenlast, in Folge eines von dem Herrn Landesrath Adams
gehaltenen Vortrages über den Einfluß, welchen dieses Gesetz auf die Provinzialverwaltnng üben
wird. Der Antrag der Commission lautet:

„Hoher Provinziallandtag wolle:
1. den vorliegenden Etat unverändert genehmigen,
2. beschließen,in Erwägung, daß der gegenwärtig dem Herrenhausc vorliegende Gesetz¬

entwurf, betreffend „die außerordentliche Armenlast" gegenüber den in der Rhein¬
provinz bestehenden Verhältnissen zu den schwerwiegendstenBedenken Anlaß giebt, den
Provinzialansschuß zn beauftragen, an geeigneter Stelle Schritte zu thun, damit
vor Zustandekommendes Gesetzes die Pruvinzialvertrctnng gutachtlich gehört werde.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion über diesen Gegen¬
stand. Der Herr Abgeordnete Fritzen hat das Wort.

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich wollte mich nur dahin äußern, daß es
'"ich sehr freut, daß die Fachcommifsiondie Resolution in Bezug auf den ucueu Gesetzentwurf
vorgeschlagenhat. Ich habe ja selbst vor einigen Tagen hier im Hause eine Anregung dazu
gegeben und möchte das hohe Haus bitten, diese Resolution möglichsteinstimmig anzunehmen,
denn die Tragweite dieses Gesetzentwurfs ist sehr groß und er wird unsern Landarmenfonds
°umtuell sehr erheblichbelasten.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wir kommen zur Abstimmung uud zwar ge¬
sondert über die beiden Theile des Antrags. Sie ermächtigenmich, ohne Abstimmung zu con-
statiren, daß der Etat vom Hause unverändert genehmigt worden ist. Ich darf wohl auch Ihre
Guthcißung dazu erbitten, die Einstimmigkeit Ihres Beschlusses in Betreff der Nr. 2 des Un¬
fugs hiermit festzustellen.— Sie wird ertheilt. (Bravo!)

Wir haben dann noch den letzten Gegenstand der heutigen Tagesordnung zu erledigen:
„Spezial-Etat über die Unterstützung milder Stiftuugen, Rettnngs-, Idioten- und
anderer Wuhlthätigkeitsanstalten für die Etatsjahre vom ersten April 1891 bis
31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893."

Ich ertheile das Wort dem Herrn Berichterstatter der FachcommissionAbgeordneten
Eisenlohr.

Berichterstatter Abgeordneter Eisenlohr: Meine Herren! Ans Grnnd 8- ^ des
Dotatiuusgesetzcsvom Jahre I8?5 werden diesem Spezial-Etat 15 000 M. jährlich überwiesen.
D" Ausgaben, die vorgesehensind, sind vorzugsweise: 8000 M. für die Idiotenanstalt in Effen
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und 3000 M. für die Idiotenanstalt Hephata bei M.-Gladbach. auf Anregung des 35. Rhei¬
nischen Pruoinziallandtags. Es bleiben dann noch zur Verfügung 4000 M. Dieselben
werden je nach dem Bedürfniß innerhalb der Etatsjahre verwandt werden. Die Commissionbeantragt:

„Hoher Provinziallandtag wolle den vorbezeichnctenEtat unverändert genehmigen".
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion und schließe sie, da

sich Niemand zum Worte meldet. Ich constatire, daß das Haus den Autrag der Commission
angenommen hat.

Damit hätten wir die Tagesordnung erledigt.
Ich würde Ihuen nun meine Vorschläge in Betreff unserer nächsten Sitzung zu

macheu habeu.
Ich denke, wir setzen die morgige Plenarsitzuug auf 10 Uhr, damit wir nach etwa 2

oder 3 stündigerBeschäftigung mit den Gegenständen, die zur Erledigung reif sind, gegen 1 Uhr
soweit sind, daß die Herren die Züge benutzenund auf ein paar Tage in die Heimath reifen
tonnen. (Bravo!)

Sodann aber würde ich mir vurzuschlagcuerlaubeu, den Dienstag Vormittag für du
Commifsionsberathungen in Anspruch zu uehmeu, da der morgige Tag für die Commissions-
berathuugen ausfällt. Das ist aber eine Sache, die die Herren Commissious-Präsideutcu mit
ihren Commissionenauszumachen haben. Ich darf das meinerseits nur andcnten. Wenn ich
morgen noch iu der Lage bin, die Geschäfteleiten zn muffen, werde ich Ihnen alsdann eine
Tagesordnung für die nächste Plenarsitzuug am Mittwoch nächster Woche vorschlagen müssen.
Ich hoffe, daß, wenn wir in kommenderWoche 4 volle Tage den Plenarbcrathnngen widmen,
wir die dritte Woche für unsere Geschäfteuicht mehr in Anspruch zu nehmen braucheu.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dictze.
Abgeordneter Dictze: Commissionssitzung werden wir am Dienstag nicht abhalten

können, weil wir den größten Theil der Räume für unser Fest nöthig haben.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Abgeordnete Friederichs bittet mich,

den Herren Interessenten die Mittheilung zu machen, daß in Folge der Anberaumung der morgigen
Plenarsitzung auf 10 Uhr, die Sitzung der II. Fachcummissionzur selben Zeit nicht stattfinden könne,
daß dagegen diese Sitzung auf Dienstag den 9. Dezember, Mittags 12 Uhr anberaumt sei.

Auf die morgige Tagcsurduuug würde ich vorfchlageu, folgende Sachen zu fetzen:
«Antrag der Wahlvrüfungs-Commissionhinsichtlich der Vorprüfung der Verhandlungen
über die Ersatzwahlenzum Prouinziallandtage in den Kreisen Aachen Land, Malmed»,
Bonn Land, Geldern, Kempen, Moers und Solingen." Nr. 72 der Drucksachen»

Nr. 10:

„Spezial-Etat des Provinziallandtages, des Proviuzialausschussesund der Prouinzml-
Central-Verwaltungsbehörde für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31. MW
1892 und vom 1. April 1892 bis 31. Mrz 1893." Nr. 10 und 85 der Drucksachen-

Nr. 11:

„Ausgabe-Etat der Invalidität- und Altersuersicherungsanstalt„Nheinprovinz" ^
die Etatjahre vom 1. Januar bis 31. Dezember 1891 und vom 1 Januar ln
31. Dezember 1892." Nr. 11 und 87 der Drucksachen.

Nr. 12:

„Spezial-Etat der Wittwen- und W«isenkasse der Beamten der Rheinischen Provinz"!-
Verwaltung für die Etatjahre vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom
1. April 1892 bis 31. März 1893," Nr. 12 und 86 der, Drucksachen.
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Nr. 19:
„Spezial-Etat über die Einnahmen und Ausgaben für gewerbliche Zwecke für die
Etatjahre vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis
31. März 1893." Nr. 19 und 89 der Drucksachen.

Nr. 33:
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffenddie Pensionirung des Landesraths von
Metzen." Nr. 59 und 84 der Drucksachen,

Nr. 1?:
„Spezial-Etat für die Verwaltung der Angelegenheiten,welche die Förderung von
Kunst und Wissenschaftbetreffen, für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis
31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893." Nr. 17 und 88
der Drucksachen.

Nr. 18:
„Spezial-Etat für die Verwaltung der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier für die
Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis
31. März 1893." Nr. 18 und 90 der Drucksachen.

Nr. 24:
„Bericht des Provinzialausschnsses an den Provinziallandtag über die Frage des
Bedürfnisses nach gesetzlicherRegelung des Ansiedelungswcsensin der Nheinprovinz
und bejahenden Falles über die Einführung der entsprechendenVorschriften des
Ansiedelungsgefetzes vom 25, August 1876 in der Nheinprovinz." Nr. 51 und 104
der Druckfachen.

Zur Geschäftsordnunghat das Wort der Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterZ weigert: Ich wollte den Herrn Präsidenten bitten, wenn es möglich

wäre, noch das Ansiedelungsgesetzauf die Tagesordnung zu fetzen, und, falls es nicht gefchehen
kann, es mir'jetzt zu sagen, damit ich mein Referat abgeben kann, da es mir wahrscheinlich nicht
möglich sein wirb, nächstenDienstag und Mittwoch hier zu sein.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Dieser Gegenstand ist mir als fertig von der
Eommissionnoch nicht zugegangen. (Zuruf: Er ist heute fertig geworden.) Dann werde ich ihn
als letzten Gegenstand auf die Tagesordnung bringen, kann aber keine Garantie übernehmen,
daß bei der ohnehin reichhaltigen Tagesordnung er bestimmt zur Verhandlung kommen wird.
Nunmehr schließe ich die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 2 Uhr 30 Minuten.)
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